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WÖCHENTLICHER AKTIVITÄTSINDEX (BBK) UND BIP-WACHSTUM

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Bruttoinlandsprodukt (Quartale, linke Skala) Wöchentlicher Aktivitätsindex (rechte Skala)
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Konjunkturelle Erholung setzt sich im zweiten Quartal fort

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
August 2026

Erneuter BIP-Zuwachs im zweiten Quartal. Die wirtschaftliche Entwicklung erwies sich trotz der Belastungen aus dem 
Konflikt im Nahen Osten und den deutlich gestiegenen Energiepreisen zuletzt als recht robust. Im zweiten Quartal nahm 
das BIP real um 0,2 Prozent gegenüber dem Vorquartal zu. Positive Impulse gingen dabei vor allem vom Außenhandel aus. 
Die binnenwirtschaftliche Nachfrage blieb dagegen angesichts der Kaufkraftverluste und der hohen geopolitischen Un-
sicherheiten gedämpft.

Gesamtwirtschaft

AUSSENHANDEL (WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)
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Erholungskurs im Außenhandel setzt sich fort. Das deutsche 
Exportgeschäft tendierte im Juni ungeachtet der weiter 
angespannten geopolitischen Ausgangslage wieder auf-
wärts. Die nominalen deutschen Warenausfuhren erhöhten 
sich im Juni spürbar, wobei vor allem die Exporte in 
EU-Länder kräftig expandierten. Auch die nominalen 
Wareneinfuhren legten deutlich zu, wobei der Anstieg 
ebenfalls auf höhere EU-Importe zurückgeht.

Außenwirtschaft
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GfK-Konsumklima  (linke Skala)

GFK-KONSUMKLIMA UND EINZELHANDEL 
OHNE KFZ
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven 
und negativen Antworten Einzelhandel ohne Kfz, Monate, 
Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt 

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)

Einzelhandel ohne Kfz (rechte Skala)
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ARBEITSLOSE UND ERWERBSTÄTIGE (INLAND)
Arbeitslose, Monate, saisonbereinigt, absolut (in 1000) 
Erwerbstätige, Monate, saisonbereinigt, absolut (in 1000), 
Veränderung zum Vormonat

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)
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PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE 
Monate, Volumenindex 2021 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Schwache Konsumentwicklung im Juni. Die realen Umsätze 
im Einzelhandel (ohne Kfz) sind im Juni gegenüber dem 
Vormonat gesunken. Im Vergleich zum Vorjahr stagnierte 
der Einzelhandel. Wie schon in den Vormonaten erwies 
sich der (E-)Automarkt als Impulsgeber für die privaten 
Pkw-Neuzulassungen. Das Stimmungsbild hat sich am 
aktuellen Rand weiter stabilisiert, bleibt aber insgesamt 
gedämpft. Angesichts der energiepreisbedingten Kauf-
kraftverluste und der anhaltenden Arbeitsmarktschwäche 
zeichnet sich bislang keine Konsumbelebung ab.

Schwache Entwicklung am Arbeitsmarkt setzt sich fort. Die 
Zahl der Arbeitslosen nahm im Juli saisonbereinigt leicht 
um sechstausend Personen zu. Gleichzeitig ging die 
Erwerbstätigkeit im Juni mit -23 Tausend Personen spür-
bar zurück. Frühindikatoren deuten bisher keine Verbes-
serung der Arbeitsmarktperspektiven an. Trotz der im 
ersten Halbjahr fortgesetzten konjunkturellen Erholung 
dürfte sich die Lage am Arbeitsmarkt angesichts struktu-
reller Herausforderungen und geopolitischer Unsicher-
heit in den kommenden Monaten kaum verbessern. 

Moderate Erholung im Produzierenden Gewerbe hält an. Wie 
schon im Vormonat legte im Juni vor allem die Energie-
erzeugung deutlich zu, während die Industrieproduktion 
wie auch das Baugewerbe stagnierten. Neben den anhal-
tenden Unsicherheiten um die weitere Entwicklung im 
Nahen Osten ist mit den aktuell historischen Niedrig
wasserständen auf zentralen Binnenschifffahrtsstraßen 
in Deutschland eine zusätzliche Herausforderung für die 
regionale Rohstoff- und Materialversorgung bei Indust-
rieunternehmen entstanden.

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum

0 4

Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück

S C H L A G L IC H T E R _ 0 9 |26 _W I R T S C H A F T S P O L I T I K 0 4



W 
WIRTSCHAFTSPOLITIK



S C H L A G L IC H T E R _ 0 9 |26 _W I R T S C H A F T S P O L I T I K 0 6

Die 12. GWB-Novelle: 
Effektiverer Wettbewerbsschutz 
und effizientere Verfahren



men nicht bereits in erheblichem Umfang in Deutschland 
tätig waren, entgingen diese Zusammenschlüsse allerdings 
bisher der Fusionskontrolle durch das Bundeskartellamt.

Künftig reicht es aus, dass das Zielunternehmen absehbar 
in erheblichem Umfang in Deutschland tätig sein wird - 
dann greift die Fusionskontrolle. Hierfür gilt ein Prognose-
zeitraum von in der Regel zwei Jahren. Ein längerer Zeitraum 
soll nur in Ausnahmefällen angelegt werden, etwa in Sek-
toren mit langen Entwicklungszyklen oder Zulassungsver-
fahren. 

VERSCHLANKTES ANZEIGEVERFAHREN BEI 
TRANSAKTIONSWERTSCHWELLE

Für Transaktionen, die aufgrund der Transaktionswert-
schwelle anmeldepflichtig sind, wird ein freiwilliges und 
schlankes Anzeigeverfahren eingeführt, welches die Unter-
nehmen anstelle einer vollständigen Anmeldung wählen 
können. Im Vergleich zu einer vollständigen Anmeldung 
müssen weniger Informationen mitgeteilt werden und die 
Freigabe erfolgt bereits zwei Wochen nach Anzeige durch 
Fristablauf, sofern das Bundeskartellamt nicht aufgrund 
wettbewerblicher Bedenken doch eine vollständige Anmel-
dung verlangt. Dies erlaubt die Konzentration behördlicher 
Ressourcen auf wettbewerblich relevante Fälle. 

KOOPERATIONEN IN PRESSE- UND RUNDFUNK­
MÄRKTEN IN ZEITEN DES UMBRUCHS DER 
MEDIENLANDSCHAFT

Die Medienbranche befindet sich in einem strukturellen 
Wandel. Presseunternehmen, insbesondere Regionalzeitun-
gen, aber auch Anbieter von linearem Fernsehen und Rund-
funk müssen zunehmend mit Inhalteanbietern im Internet 
konkurrieren.

Um den Erhalt angeschlagener Zeitungs- und Zeitschriften-
verlage zu erleichtern, werden daher die Voraussetzungen für 
sog. Sanierungsfusionen herabgesetzt. So sollen mehr Optio-
nen zum wirtschaftlichen Weiterbetrieb durch Zusammen-
schlüsse eröffnet und eine vielfältige und auch lokale Presse-
landschaft erhalten werden.

Um auch Kooperationen von Fernseh- und Rundfunk
anstalten unbürokratischer zu realisieren, werden Koope-
rationen zur nicht-redaktionellen, also nicht-inhaltlichen, 
Zusammenarbeit vom Kartellverbot freigestellt. Vereinba-
rungen zwischen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
(ÖRR) und privaten Rundfunkanbietern werden erleichtert, 
indem bei der Anwendung des Kartellverbots das Ziel einer 
Stärkung der wirtschaftlichen Basis der Beteiligten im inter-
medialen Wettbewerb besonders berücksichtigt 
wird.  

Mit der 12. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) werden Verfahren beschleunigt, un-
nötige Bürokratie abgebaut und die Wettbewerbspolitik 
zielgerichteter ausgestaltet. Die Bundesregierung hat den 
Regierungsentwurf für diese Novelle am 15. Juli 2026 im 
Rahmen des zweiten Entlastungskabinetts beschlossen. 

VERRINGERTER ANMELDEAUFWAND DURCH ANGE­
MESSENE AUFGREIFSCHWELLEN 

Die Fusionskontrolle im Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen schützt den Wettbewerb, indem sie Zusam-
menschlüsse von Unternehmen prüft, bevor Marktmacht 
entstehen kann. Die Effektivität der Kontrolle hängt dabei 
entscheidend davon ab, welche Zusammenschlüsse geprüft 
werden. Ein Zusammenschluss muss insbesondere dann zur 
Prüfung angemeldet werden, wenn die Umsätze der betei-
ligten Unternehmen gewisse, im Gesetz festgelegte Schwel-
lenwerte überschreiten. Sind diese Umsatzschwellen zu hoch 
gewählt, können einige Zusammenschlüsse mit negativen 
Auswirkungen auf den Wettbewerb einer Prüfung entgehen 
und somit nicht untersagt werden. Sind die Schwellen zu 
niedrig, werden auch zahlreiche, gesamtwirtschaftlich un-
bedeutende und wettbewerblich unkritische Fusionen ge-
prüft, sodass Kosten und Nutzen weder für das Bundeskar-
tellamt noch für die betroffenen Unternehmen in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Es ist daher wichtig, ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Ressourceneinsatz und 
effektiver wettbewerblicher Kontrolle zu schaffen. 

Mit der 12. GWB-Novelle werden erstmals alle drei Umsatz-
schwellenwerte gleichzeitig deutlich (bis zu 50 Prozent) 
erhöht, um der Inflation bzw. steigenden Umsätzen in eini-
gen Branchen Rechnung zu tragen. Konkret werden die 
weltweite Umsatzschwelle von 500 Mio. auf 750 Mio. Euro, 
die erste Inlandsumsatzschwelle von 50 Mio. Euro auf 
75 Mio. Euro und die zweite Inlandsumsatzschwelle von 
17,5 Mio. Euro auf 20 Mio. Euro angehoben. 

LÜCKEN SCHLIESSEN: KILLER-AKQUISITIONEN 
AUCH VOR MARKTEINTRITT VERHINDERN

Unter Killer-Akquisitionen versteht man Zusammenschlüsse, 
bei denen ein etabliertes Unternehmen ein junges Unterneh
men übernimmt, um einen potenziellen künftigen Wettbe
werber frühzeitig auszuschalten. Solche Zusammenschlüsse 
mit Unternehmen, die zwar noch geringe Umsätze erzielen, 
aber potenziell erhebliche wettbewerbliche Bedeutung ha-
ben, werden von den Umsatzschwellen mitunter nicht erfasst. 
Derartige Transaktionen lassen sich besser über den Kauf-
preis („Transaktionswert“) der oft jungen, aber bereits hoch 
bewerteten Unternehmen erfassen. Deswegen ist bereits mit 
der 9. GWB-Novelle eine Transaktionswertschwelle in Höhe 
von 400 Mio. Euro als ergänzende, gleichrangige Aufgreif-
schwelle eingeführt worden. Sofern diese jungen Unterneh-
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zum Tätigwerden sieht. Dieser Anspruch wird nun auf Ver-
einbarungen von Unternehmen auf unterschiedlichen 
Stufen der Wertschöpfungskette („vertikale Kooperationen“) 
ausgeweitet, etwa die Zusammenarbeit im Vertrieb oder 
Lieferkettenpartnerschaften. 

UMSETZUNG DES ENERGIESOFORTPROGRAMMS IM 
KARTELLRECHT 

Die Bundesregierung setzt zudem die kartellrechtlichen 
Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom April 2026  
(„Energiesofortprogramm“) um. Die Pflicht von Tankstellen, 
Änderungen von Kraftstoffpreisen an die Markttransparenz-
stelle für Kraftstoffe (MTS-K) zu übermitteln, wird auf die 
Kraftstoffsorte Super Plus (98 Oktan) ausgeweitet. Zusätzlich 
kann die Markttransparenzstelle fortan für die Zwecke der 
Marktbeobachtung und damit verdachtsunabhängig sowie 
fortlaufend Preis- und Absatzdaten von Rohöl-Händlern und 
Raffinerien anfordern, um dem Bundeskartellamt die Prü-
fung möglicher überhöhter Preise im Mineralölsektor zu 
erleichtern.

Zugleich wird die energiewirtschaftliche Missbrauchsauf-
sicht der Kartellbehörden in § 29 GWB bis zum 31. Dezem-
ber 2032 verlängert. Seit 2022 haben die Behörden knapp 
60 Verfahren, insbesondere bezüglich der Versorgung von 
Letztverbrauchern, auf der Basis von § 29 GWB eingeleitet. 
Damit werden Instrumente gestärkt, die es erschweren, die 
globale Versorgungsknappheit zu Lasten der Verbraucher 
auszunutzen.

AUSNAHME VOM KARTELLRECHTLICHEN DRITT­
SCHUTZ IM VERTEIDIGUNGSBEREICH 

Im Gleichlauf mit der Ausnahme vom Vergaberecht für 
Beschaffungen im Verteidigungsbereich wird die Anwen-
dung der Marktmissbrauchsregeln bis Ende 2035 ausgesetzt. 
Ausgeschlossen werden dadurch Beseitigungs- und Unter-
lassungsansprüche, die auf das kartellrechtliche Miss-
brauchsverbot gestützt sind. Dies soll Verzögerungen im 
Beschaffungsprozess sowie Probleme im Umgang mit 
vertraulich zu behandelnden Informationen vermeiden, die 
mit der Durchsetzung solcher Ansprüche einhergehen. Die 
kartellbehördliche Durchsetzung und etwaige Schadens-
ersatzansprüche bleiben hingegen unberührt. Diese vorüber-
gehende Ausnahme ist eine notwendige Reaktion auf die 
anhaltenden globalen Spannungen und die Bedrohungs-
lage für Deutschlands nationale Sicherheit.

Die ÖRR werden zudem durch den Medienstaatsvertrag mit 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Inter-
esse betraut, gleichzeitig werden von ihnen Einsparungen 
erwartet. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, 
werden künftig Kooperationen innerhalb der ÖRR vom 
Kartellverbot ausgenommen (bspw. gemeinsame Produk-
tionen und Beschaffungen). Die Änderung ermöglicht es 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanbietern, die im Medien-
staatsvertrag verankerten Ziele der öffentlichen Meinungs-
bildung und der Meinungsvielfalt auch im intermedialen 
Wettbewerb zu  erreichen.

EINFÜHRUNG EINES VERGABESCREENINGS, UM 
KARTELLABSPRACHEN ZU LASTEN DES FISKUS 
AUFZUDECKEN

In § 32h GWB erhält das Bundeskartellamt erstmals die 
Befugnis, Daten aus öffentlichen Ausschreibungen systema-
tisch und verdachtsunabhängig auf Anhaltspunkte für 
Kartellrechtsverstöße auszuwerten („Vergabescreening"). 
Hintergrund ist, dass Preis- und Gebietsabsprachen unter 
Bietern der öffentlichen Hand und damit den Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern erheblichen Schaden zufügen 
können. Aus solchen Absprachen resultieren im Durch-
schnitt 15 bis 20 Prozent höhere Preise. Angesichts des mehr 
als 500 Mrd. Euro umfassenden Sondervermögens für Infra-
struktur und Klimaneutralität gewinnt die Verhinderung 
solcher Absprachen zusätzlich an Bedeutung.

Bislang war die Aufdeckung dieser Submissionsabsprachen 
in der Praxis schwierig, da eine flächendeckende Beobach-
tung über mehrere Ausschreibungsverfahren hinweg nicht 
möglich war. Deutschland orientiert sich mit dem neuen 
Modell an Ländern wie Spanien oder Dänemark, wo sich ein 
vergleichbares Vergabescreening als wirksames Mittel zur 
Aufdeckung von Bieterkartellen erwiesen hat. Dem Daten-
schutz wird dabei durch eine Beschränkung auf die not-
wendigen Daten sowie durch klare Löschfristen Rechnung 
getragen.

VORAB-ENTSCHEIDUNG FÜR VERTIKALE 
KOOPERATIONEN

Unternehmen erhalten bei geplanten Kooperationen außer-
dem erweiterte Möglichkeiten, frühzeitig eine kartellrecht-
liche Einschätzung des Bundeskartellamts einzuholen und 
so mehr Rechtssicherheit zu gewinnen. Bisher gab es bereits 
den Anspruch auf eine schnelle Entscheidung darüber, ob 
das Bundeskartellamt im Fall von Vereinbarungen zwischen 
Wettbewerbern („horizontale Kooperationen“) keinen Anlass 
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BEGRENZUNG DER AMTSZEIT DER PRÄSIDENTIN 
ODER DES PRÄSIDENTEN DES BUNDESKARTELLAMTS

Der neue § 51a GWB begrenzt die Amtszeit der Präsidentin 
oder des Präsidenten des Bundeskartellamts auf einmalig 
acht Jahre statt der bisher unbeschränkten Amtszeit. Eine 
Amtszeitbefristung ist sowohl bei den Wettbewerbsbehör-
den anderer EU-Staaten als auch bei vergleichbaren deut-
schen Behörden wie der Bundesnetzagentur oder der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht üblich. Die 
Präsidentin oder der Präsident des Bundeskartellamts hat 
eine wichtige Führungsposition inne und muss dabei un-
abhängig und sachlich handeln. Eine einmalige feste Amts-
zeit unterstützt dies und schafft einen klaren, nachvollzieh-
baren Rahmen. Zugleich trägt die Befristung dazu bei, die 
Position gegenüber politischen Einflussnahmen zu stärken 
und ihre Unabhängigkeit zu unterstreichen. 

ANPASSUNG DER GEBÜHREN FÜR VERFAHREN DER 
KARTELLBEHÖRDEN

Mit der 12. GWB-Novelle wird erstmals seit 37 Jahren der 
Gebührenrahmen für Verfahren der Kartellbehörden an-
gepasst. Gebühren müssen den durchschnittlichen Auf-
wand der Kartellbehörde für ein Verfahren widerspiegeln, 
dies wird regelmäßig vom Bundesrechnungshof überprüft. 
Aufgrund der allgemeinen Preisentwicklung und zuneh-
mend komplexeren Verfahren ist daher eine Anhebung 
erforderlich. Besonders in Missbrauchsverfahren liegt der 
tatsächliche Aufwand der Behörde oft deutlich über der 
bisherigen Gebührenobergrenze. Die Gebührenbemessung 
erfolgt nicht nur nach dem Aufwand, sondern auch nach 
der wirtschaftlichen Bedeutung des jeweiligen Verfahrens, 
so dass kleine und mittlere Unternehmen nicht unverhält-
nismäßig belastet werden.

Referat IB1– Grundsatzfragen der Wettbewerbspolitik, 
Kartellrecht, wettbewerbspolitische Fragen der Digitalisierung
schlaglichter@bmwe.bund.de

Weiterführende Informationen:

Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle:
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Downloads/Gesetz/2026/20260715-gesetzentwurf-12-gwb-
novelle.pdf?__blob=publicationFile&v=4 

Pressemitteilung zum Regierungsentwurf:
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/2026/20260604-12-gesetz-
wettbewerbsbeschraenkungen.html 

12 Fragen und Antworten zur 12. GWB-Novelle: 
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Downloads/F/faq-zwoelfte-gwb-novelle.pdf?__
blob=publicationFile&v=2

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

DIGITALISIERUNG UND MODERNISIERUNG DER 
KARTELLRECHTLICHEN VERWALTUNGSPRAXIS 

Die 12. GWB-Novelle beschleunigt die Kartellrechtspraxis 
durch verschiedene Maßnahmen der Digitalisierung und 
Modernisierung. Durch Klarstellungen und Verfahrensver-
einfachungen im Bereich der Beteiligung, Akteneinsicht, 
Veröffentlichung, Zustellung und der Rechtsbehelfsverfah-
ren werden Verfahren effizienter ausgestaltet, z.B. werden 
Anmeldungen zur Fusionskontrolle zukünftig ausschließlich 
digital erfolgen. 

FAZIT: WENIGER BÜROKRATIE, MEHR WIRKUNG

Die 12. GWB-Novelle verfolgt einen doppelten Ansatz. Die 
Aufsicht erfolgt dort gezielter, wo eine stärkere Fokussierung 
ohne wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs hilft, 
Ressourcen einzusparen. Wo hingegen Regelungslücken be-
stehen oder Wettbewerbsverstöße bislang nur schwer auf-
zudecken oder zu adressieren waren, wird die Durchsetzung 
gezielt gestärkt – etwa beim Vergabescreening, bei Killer-Ak-
quisitionen oder im Kraftstoffmarkt. Ergänzt wird dies durch 
punktuelle Ausnahmen, wo besondere Umstände es erfor-
dern – etwa durch den Wandel der Medienbranche oder die 
Sicherheitslage im Verteidigungsbereich. Im Ergebnis wird 
die Kartellrechtsdurchsetzung damit schlanker, schneller 
und zielgerichteter.
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L ieferketten werden neu geordnet, geopolitische Span-
nungen nehmen zu und Künstliche Intelligenz ver-
ändert Geschäftsmodelle in rasantem Tempo. In einer 

Welt im Wandel wächst der Bedarf an gemeinsamen Orien-
tierungsrahmen für verantwortungsvolles unternehmeri-
sches Handeln. 

Seit 50 Jahren bieten die OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen genau diese Orientierung. Die Leitsätze sind 
Empfehlungen der Regierungen an multinationale Unter-
nehmen und gelten heute als einer der wichtigsten inter-
nationalen Standards im Bereich verantwortungsvolles 
unternehmerisches Handeln. Sie zeigen, wie sich Lieferket-
ten resilienter, sicherer und wettbewerbsfähiger gestalten 
lassen und wie Unternehmen entlang globaler Wertschöp-
fungsketten Verantwortung für Menschenrechte, Umwelt 
und gute Unternehmensführung übernehmen können. 
Zugleich bilden sie die Grundlage für die Nationalen Kon-
taktstellen der OECD – einen Mechanismus, der Unterneh-
men und Betroffene bei der außergerichtlichen Lösung von 
Konflikten unterstützt.

Dieses Jubiläum nimmt das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie zum Anlass, am 22. September 2026 das 
Symposium „Orientierung im Wandel“ auszurichten. Rund 
100 Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Politik und Zivilgesellschaft kommen zusammen, 
um gemeinsam auf die Entwicklung der OECD-Leitsätze in 
den vergangenen fünf Jahrzehnten zu blicken. 

Nach der Eröffnung durch Herrn Staatssekretär Dr. Thomas 
Steffen diskutieren hochrangige Gäste aus Wirtschaft, Wis-
senschaft und internationalen Organisationen – darunter 
Vertreterinnen und Vertreter der OECD, der BMW Group 
und des Google AI Center Berlin – über die Auswirkungen 
geopolitischer Veränderungen auf globale Wertschöpfungs-
ketten und verantwortungsvolles unternehmerisches Han-
deln, die Vereinbarkeit von Wettbewerbsfähigkeit und Ver-
antwortung sowie den Beitrag der OECD-Leitsätze zu einer 
innovationsfördernden und verantwortungsvol-
len Nutzung Künstlicher Intelligenz.

50 Jahre OECD-Leitsätze:  
Orientierung im Wandel
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Referat VB6-NKS – Unternehmerische Sorgfaltspflichten, 
Nationale Kontaktstelle OECD-Leitsätze
schlaglichter@bmwe.bund.de

Die OECD-Leitsätze finden Sie hier (Seite der OECD). Die 
Internetseite der deutschen NKS ist unter http://www.oecd-nks.de 
abrufbar.

Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Monatsbericht 09/2023, 
Unternehmen & Verantwortung: OECD aktualisiert Leitsätze 
für multinationale Unternehmen

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

Begleitet wird die Veranstaltung von einer kleinen Vernis-
sage mit Gemälden von Kindern und Jugendlichen zum 
Thema „Dein Europa: Recht, Respekt – Realität?!“, die im 
Rahmen des Europäischen Wettbewerbs der Europäischen 
Bewegung Deutschland entstanden sind.

Das Jubiläum lenkt den Blick nicht nur auf fünf Jahrzehnte 
OECD-Leitsätze, sondern auch auf ihre künftige Bedeutung. 
Seit 1976 wurden sie mehrfach weiterentwickelt, zuletzt 
2023, um sie an neue Herausforderungen anzupassen. In 
Zeiten geopolitischer, technologischer und wirtschaftlicher 
Umbrüche gilt es, die Leitsätze weiterzudenken, damit sie 
auch künftig Orientierung für verantwortungsvolles unter-
nehmerisches Handeln bieten können.
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D as Basisregister für Unternehmen ist ein zentrales 
Digitalisierungsprojekt, um Wirtschaft und Ver-
waltung von Bürokratie zu entlasten. Im Basisre-

gister werden Stammdaten aller Unternehmen in Deutsch-
land zusammengeführt, konsolidiert und für andere 
Verwaltungsregister und angebundene Stellen bereitgestellt. 
Mit der Vergabe und Verteilung der bundeseinheitlichen 
Wirtschaftsnummer, der beWiNr., wird eine eindeutige 
Identifikation von Unternehmen ermöglicht. Das Basisre-
gister schafft damit die Grundlage für den Datenaustausch 
und für die Vernetzung von Registern, vereinfacht Prozes-
se und sorgt für weniger Rückfragen bei den Unternehmen. 
Die Verordnungsänderung stärkt damit das Basisregister 
als Datendrehscheibe.

Bisher konnte nur eine begrenzte Anzahl von öffentlichen 
Stellen in Deutschland auf das Basisregister zugreifen (ins-
besondere Finanz-, Justiz- und Sozialregister). Mit der Ver-
ordnungsänderung soll nun weiteren öffentlichen Stellen 

die Nutzung der Daten des Basisregisters ermöglicht werden. 
Die Erweiterung des Nutzerkreises ist ein wichtiger Schritt 
in Richtung Verwaltungsmodernisierung im Sinne des 
„Once-Only“-Prinzips, dass es zu keiner Mehrfacherhebung 
von Daten kommen soll. 

Mit der Änderung der Verordnung über das Register für 
Unternehmensbasisdaten werden mit der Deutschen Indus-
trie- und Handelskammer, der Verkehrsunternehmensdatei 
beim Bundesamt für Logistik und Mobilität, dem Wettbe-
werbsregister beim Bundeskartellamt sowie den Umwelt-
registern und Datenbanken beim Umweltbundesamt vier 
weitere Stellen an das Basisregister angebunden. Hinzu 
kommt die Zweckerweiterung bereits angebundener Regis-
ter für die Nutzung der Basisregisterdaten im Marktstamm-
datenregister bei der Bundesnetzagentur sowie bei der Um-
setzung der E-Evidence-Richtlinie durch das 
Bundesamt für Justiz. Zudem wird ab 2028 das 
Stiftungsregister angebunden. Für die Wirtschaft 

Verwaltungsmodernisierung und 
Bürokratieentlastung: BMWE ermöglicht 
Anbindung weiterer Stellen an das Basisregister 
für Unternehmen
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ergibt sich dadurch eine Entlastungswirkung von ca. 1,4 Mio. 
Euro pro Jahr und für die Verwaltung von ca. 4,2 Mio. Euro 
pro Jahr.

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. Juli 2026 der 
Verordnungsänderung zum Unternehmensbasisdatenregis-
ter zugestimmt. Die Verordnungsänderung wurde am  
27. August 2026 im Bundesgesetzblatt verkündet und tritt 
im Anschluss in Kraft.

Referat IC2 – Wachstum, Demographie, Statistik
schlaglichter@bmwe.bund.de

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Dossier/WirtschaftlicheEntwicklung/Basisregister-fuer-
Unternehmen.html

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/
Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/2025/20250822-verordnung-
zur-aenderung-der-verordnung-ueber-das-register-ueber-
unternehmensbasisdaten.html

https://www.destatis.de/Verwaltungsregister/DE/Basisregister/_
inhalt.html

https://www.destatis.de/Verwaltungsregister/DE/Basisregister/_
FAQ/faq-Liste.html?nn=612182#1459694]

https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-
Statistik/2024/03/maschinelles-lernen-basisregister-
unternehmen-032024.pdf?__blob=publicationFile&v=5

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA
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ROBUSTE KONJUNKTURENTWICKLUNG IM 
ZWEITEN QUARTAL

Die deutsche Wirtschaft hat sich trotz der Belastungen in-
folge des Konflikts im Nahen Osten im Frühjahr günstiger 
entwickelt, als allgemein zu erwarten war. Laut Schnell-
meldung des Statistischen Bundesamtes vom 30. Juli legte 

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE
in Deutschland im August 20261

Die wirtschaftliche Entwicklung erwies sich trotz der Belastungen aus 
dem Konflikt im Nahen Osten und den deutlich gestiegenen Energie­
preisen zuletzt als recht robust. Im zweiten Quartal nahm das BIP preis-, 
saison- und kalenderbereinigt um 0,2 Prozent gegenüber dem Vorquartal 
zu. Positive Wachstumsbeiträge gingen dabei vor allem vom Außenhandel 
aus, wobei insbesondere energieintensive Industrien von einer gestiegenen 
Auslandsnachfrage profitieren konnten. Die binnenwirtschaftliche Nach-
frage blieb dagegen angesichts der Kaufkraftverluste und der hohen geo-
politischen Unsicherheiten gedämpft. Ungeachtet einer fortgesetzten Auf-
hellung der Stimmungsindikatoren dürfte die wirtschaftliche Entwicklung 
im laufenden Quartal von den historischen Niedrigwasserständen auf zent-
ralen deutschen Binnenschifffahrtsstraßen und den damit erhöhten Versor-
gungsengpässen in regionalen Industrien temporär belastet werden.

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe legte im Juni gegenüber dem 
Vormonat leicht um 0,2 Prozent zu. Im gesamten zweiten Quartal betrug 
der Zuwachs ggü. dem Vorquartal 0,7 Prozent. Dabei profitierten die ener-
gieintensiven Industrien mit einem Produktionsanstieg von 2,5 Prozent im 
Quartalsvergleich von dem kräftigen Zuwachs der Auslandsumsätze. Die 
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe nahmen im Juni ebenfalls 
deutlich um 3,1 Prozent gegenüber dem Vormonat zu. Ausschlaggebend 
war ein kräftiger Anstieg der Inlandsaufträge um 7,8 Prozent. Doch auch 
die Auslandsnachfrage zeigt sich ungeachtet geopolitischer Konflikte 
bemerkenswert robust. Wie schon in den Vormonaten wurden die Order 
durch überdurchschnittliche Großaufträge bestimmt.

Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (saisonbereinigt, ohne Kfz) 
sind im Juni um 0,7 Prozent gegenüber dem Vormonat gesunken. Dabei 
verzeichneten sowohl der Handel mit Lebensmitteln als auch der mit Nicht-

Lebensmitteln rückläufige Erlöse. Gegenüber dem Vorjahresmonat stagnier-
ten die Einzelhandelsumsätze. Bei den Pkw-Neuzulassungen durch Privat-
personen setzte sich der Aufwärtstrend der vorangegangenen Monate im 
Juli nicht fort. Sie sanken gegenüber dem Vormonat leicht um 0,3 Prozent. 
Im Vorjahres- und Dreimonatsvergleich ergab sich hingegen erneut ein 
deutliches Plus. Das Stimmungsbild hat sich am aktuellen Rand weiter 
stabilisiert, bleibt aber insgesamt gedämpft und fragil.

Die Inflation ist im Juli mit 2,8 Prozent wieder stärker als noch im Juni 
(2,3 Prozent) gestiegen. Dies ist vor allem auf das Auslaufen der Energie-
steuersenkung auf Kraftstoffe Ende Juni zurückzuführen. Aber auch der 
temporär wieder aufgeflammte Konflikt im Nahen Osten trieb die Energie-
preise zwischenzeitlich nach oben.

Die schwache Entwicklung am Arbeitsmarkt setzt sich fort: Die saison­
bereinigte Erwerbstätigkeit ist im Juni um 23 Tausend Personen zurück­
gegangen, nachdem sie gemäß revidierten Daten im Vormonat um 
27 Tausend Personen abgenommen hatte. Auch die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung verzeichnete im Mai einen weiteren Rückgang um 
zwölftausend Personen. Gleichzeitig nahm die Zahl der Arbeitslosen im Juli 
um sechstausend Personen zu. In Anbetracht des strukturellen und demo-
grafischen Wandels sowie der anhaltend hohen geopolitischen Unsicherheit 
dürfte sich die Lage am Arbeitsmarkt in den kommenden Monaten kaum 
verbessern.

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen befindet sich weiter auf hohem 
Niveau. Dem aktuellen IWH-Insolvenztrend zufolge wurden von August 
2025 bis Juli 2026 18.478 Insolvenzen von Personen- und Kapitalgesell-
schaften gemeldet (Anstieg um 8,3 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum).

IN KÜRZE

das Bruttoinlandsprodukt (BIP) preis-, saison- und kalen-
derbereinigt im zweiten Quartal um 0,2 Prozent gegenüber 
dem Vorquartal zu. Für das erste Quartal wurde der BIP-
Zuwachs leicht von +0,3 Prozent auf +0,4 Prozent aufwärts 
revidiert. Im ersten Halbjahr 2026 lag das BIP 
damit um knapp ein Prozent über dem Vorjah-
resniveau.

1 In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 17. August 2026 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungs-
raten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preis-, kalender- und saisonbereinigter Daten.

BRUTTOINLANDSPRODUKT

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

2023 2024 2025 2026

Quartale, preis-, kalender- und saisonbereinigt, Veränderung ggü. Vorperiode in %

-0,8

-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

0,6

0,8

S C H L A G L IC H T E R _ 0 9 |26 _KO N J U N K T U R 1 5



WELTWIRTSCHAFT TROTZ HOHER ENERGIEPREISE 
WEITER ROBUST

Die weltweite Industrieproduktion stabilisierte sich im Mai 
nach zwei Rückgängen und blieb gegenüber dem Vormonat 
nahezu unverändert (+0,1 Prozent). Während die Ausbrin-
gungsmenge in den Industrieländern im Vergleich zum 
April 2026 leicht zurückging (-0,1 Prozent), wurde sie in den 
Schwellenländern moderat ausgeweitet (+0,3 Prozent). Im 
Vorjahresvergleich lag sie mit +1,0 Prozent noch leicht im 
Plus. Die Frühindikatoren für die Weltkonjunktur verbes-
serten sich zuletzt wieder: Der Einkaufsmanagerindex von 
S&P Global für die Weltwirtschaft ist im Juli um 0,6 auf 52,6 
Punkte gestiegen und signalisiert damit ein nach wie vor 
robustes Wachstum. Die Stimmung in der Industrie verharrt 
mit 52,1 Punkten in etwa auf dem Stand des Vormonats, 
während der Index für den Dienstleistungssektor eine kla-
re Aufwärtsdynamik anzeigt (+0,8 auf 52,5). Der sentix Kon-
junkturindex für die Weltwirtschaft hat sich im August den 
vierten Monat in Folge aufgehellt und erreichte den höchs-
ten Stand seit Februar 2026. Nach dem Stimmungseinbruch 
im Frühjahr 2026 infolge des Iran-Krieges verbesserte er 
sich im August auf 14,7 Punkte.

Wachstumsbeiträge sind im zweiten Quartal nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes vor allem von den Exporten 
ausgegangen. Dies dürfte auch auf eine günstigere Wettbe-
werbssituation der energieintensiven Industrien Deutsch-
lands gegenüber den asiatischen Wettbewerbern zurückzu-
führen sein. Letztere waren aufgrund ihrer höheren 
Abhängigkeit von Energielieferungen aus dem Nahen Osten 
stärker von Preiserhöhungen und Versorgungsengpässen 
betroffen. Die Umlenkung der Nachfrage auf europäische 
und auch deutsche Lieferanten zeigt sich in dem kräftigen 
Anstieg der Produktion und der Auslandsumsätze der deut-
schen energieintensiven Industrien. Von der Inlandsnach-
frage gingen im zweiten Quartal dagegen keine Impulse aus; 
laut Statistischem Bundesamt stagnierten die öffentlichen 
und privaten Konsumausgaben, während die Investitionen 
rückläufig waren.

Ungeachtet der weiterhin angespannten Lage im Nahen 
Osten hat sich die Versorgungslage in der deutschen Wirt-
schaft zuletzt etwas verbessert. Gemäß den jüngsten Um-
fragen des ifo Instituts meldeten im Juli noch 13,7 Prozent 
der Unternehmen Materialengpässe, nach 17,2 Prozent im 
Juni. In der chemischen Industrie ging der Anteil der Unter-
nehmen mit Lieferproblemen sogar von 29,5 Prozent im 
Vormonat auf 13,8 Prozent zurück.

Frühindikatoren für das begonnene dritte Quartal zeigen 
insgesamt eine recht positive Einschätzung für die weitere 
konjunkturelle Entwicklung: Die Geschäftserwartungen in 
der Wirtschaft haben sich zuletzt weiter aufgehellt, was der 
erneute Anstieg des ifo Geschäftsklimaindex wie auch des 
S&P-Einkaufsmanagerindex und des sentix Konjunktur-
index für Deutschland belegen; ebenso hellten sich die 
ZEW-Konjunkturerwartungen weiter spürbar auf. Auch der 
Lkw-Maut-Fahrleistungsindex, der eine Vorlaufeigenschaft 
für die Industrieproduktion des jeweiligen Monats aufweist, 
erhöhte sich nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
im Monat Juli spürbar.

Mit den aktuellen Niedrigwasserständen auf wichtigen 
deutschen Binnengewässern ist jedoch das Risiko für tem-
poräre, regionale Materialengpässe vor allem in der Mine-
ralöl-, Chemie-, Bau- und Stahlindustrie gestiegen. Zwar 
haben viele Unternehmen in den vergangenen Jahren ihre 
Transportlogistik umgestellt, halten größere Lagerbestände 
vor und nutzen verschiedene Transportwege, um ihre Lie-
ferketten resilienter zu machen. Dennoch zeichnet sich 
aufgrund der geringeren Beladungskapazität bereits ein 
deutlicher Anstieg der Transportkosten ab. Abhängig von 
der Dauer der Niedrigwasserstände sind hierdurch tempo-
räre Einschränkungen bei der Produktionstätigkeit von 
betroffenen Unternehmen und über höhere Transport- und 
Güterkosten auch regional- und produktspezifische Preis-
effekte zu erwarten, die die Wertschöpfung im dritten Quar-
tal dämpfen könnten.

EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
S&P GLOBAL

Quellen: S&P Global, Macrobond
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Der Welthandel stieg von April auf Mai laut dem nieder-
ländischen Forschungsinstitut CPB saisonbereinigt um 
1,0  Prozent. Bereits im Vormonat war er moderat um 
0,3 Prozent ausgeweitet worden. Während der Konflikt im 
Iran vor allem den Handel in der Golfregion beeinträchtigte, 
blieben die globalen Auswirkungen bisher begrenzt. Ein 
beschleunigter Lageraufbau sowie die starke Nachfrage 
nach KI-bezogener Elektronik dürften die weltweite Ent-
wicklung in den vergangenen Monaten gestützt haben. 

Der RWI/ISL-Containerumschlagindex hat sich im Juni mit 
einem leichten Anstieg auf 143,1 Zähler weiter stabilisiert.  
Auch der Nordrange-Index sowie die Aktivität in 
den chinesischen Häfen legten im Juni zu. Der 
Trade Monitor des Internationalen Währungs-
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Die Einfuhrpreise sind im Juni nach den vorangegangenen 
kräftigen Anstiegen saisonbereinigt mit -0,5 Prozent ggü. 
dem Vormonat leicht zurückgegangen. Dies ist insbeson-
dere auf einen kräftigen Rückgang der Preise für Mineral-
ölerzeugnisse (-9,9 Prozent) im Gefolge der zwischenzeit-
lichen Waffenruhe im Nahen Osten zurückzuführen. Die 
Ausfuhrpreise nahmen gleichzeitig um 0,2 Prozent zu. 
Damit verbesserten sich die Terms of Trade im Juni nach 
zuvor fünf Rückgängen um 0,6 Prozent ggü. Mai. In realer 
Rechnung dürfte der Anstieg der Importe damit stärker und 
der Anstieg der Exporte etwas schwächer ausgefallen sein 
als nominal ausgewiesen.

Die Frühindikatoren haben sich zuletzt aufgehellt: Die ifo 
Exporterwartungen verbesserten sich im Juli um 0,3 auf 
-3,3 Saldenpunkte leicht. Die Elektroindustrie rechnet wei-
terhin mit einem deutlichen Anstieg ihrer Ausfuhren; im 
Maschinenbau haben sich die Erwartungen wieder ins Posi-
tive gedreht. Noch immer negativ, aber mit Aufwärtstendenz, 
sind die Aussichten in der Automobilindustrie. Rückläufige 
Exporte erwarten hingegen die Hersteller von Metallerzeug-
nissen sowie von elektronischen und optischen Erzeugnis-
sen. Die Auftragseingänge aus dem Ausland sind im Juni um 
0,2 Prozent ggü. dem Vormonat gestiegen und lagen damit 
im Dreimonatsvergleich um 1,7 Prozent im Plus. Dabei kehrt 
sich das Bild aus dem Vormonat um: Einem starken Zuwachs 
an Bestellungen aus dem Nicht-Euroraum (+10,2 Prozent, 
Mai: -5,3 Prozent) steht ein deutlicher Rückgang aus dem 
Euroraum gegenüber (-14,0 Prozent, Mai: +7,9 Prozent). 

Die Zuwächse im deutschen Außenhandel lassen sich auf 
die anhaltende Dynamik des Welthandels zurückführen, die 
ungeachtet hoher Energiepreise bemerkenswert 
robust ist. Allerdings bestehen die handels- und 
geopolitische Unsicherheit und damit das Risiko 

in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBk)
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fonds deutete im Juni auf eine robuste Entwicklung des 
weltweiten Handelsvolumens hin. 

ERHOLUNGSKURS IM WARENHANDEL SETZT SICH 
FORT

Das deutsche Exportgeschäft tendierte im Juni ungeachtet 
der weiter angespannten geopolitischen Ausgangslage wieder 
aufwärts. Die nominalen Ausfuhren von Waren und Dienst-
leistungen expandierten im Juni kalender- und saisonberei-
nigt deutlich um 2,4 Prozent ggü. dem Vormonat. Die Waren-
ausfuhren in die EU-Staaten nahmen dabei etwas stärker zu 
als in die übrigen Länder (+1,3 bzw. +0,3 Prozent). Bei den 
Drittländern entwickelten sich die Exporte in das Vereinigte 
Königreich besonders kräftig (+7,7 Prozent). Einbußen ggü. 
dem Vormonat waren bei den Warenausfuhren in die Ver-
einigten Staaten (-14,2 Prozent) und die Volksrepublik China 
(-0,3 Prozent) zu verzeichnen. Die Dienstleistungsexporte 
gingen gleichzeitig um 0,3 Prozent zurück. Insgesamt lagen 
die Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen seit Januar 
um 4,4 Prozent über dem Vorjahreszeitraum. Die nominalen 
Einfuhren von Waren und Dienstleistungen stiegen im Juni 
ggü. dem Vormonat mit +5,0 Prozent gut doppelt so stark wie 
die Exporte. Im Warenhandel ging der Anstieg in erster Linie 
auf höhere EU-Importe (+7,4 Prozent) zurück, während die 
Warenimporte aus Drittstaaten weniger stark expandierten 
(+1,4 Prozent). Die Dienstleistungsimporte reduzierten sich 
im Vormonatsvergleich hingegen um 2,8 Prozent. Insgesamt 
lagen die Einfuhren von Waren und Dienstleistungen seit 
Jahresbeginn im Vorjahresvergleich aber spürbar im Plus 
(+4,7 Prozent). Der monatliche Saldo im Handel mit Waren 
und Dienstleistungen nahm im Juni um 3,7 Mrd. EUR auf 
8,5 Mrd. EUR ab und lag im gesamten 1. Halbjahr nahezu auf 
dem Vorjahresniveau des 1. Halbjahres 2025.

AUSSENHANDEL*

1.Q. 2.Q. Apr. Mai Jun.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung gegenüber Vorperiode in Prozent (saisonbereinigt)

AUSFUHR 3,6 4,5 4,1 -1,7 2,4

EINFUHR 1,2 5,6 4,8 -4,2 5,0

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent (Ursprungswerte) 

AUSFUHR 2,3 5,6 3,7 -0,7 13,9

Eurozone 5,5 8,2 7,4 2,8 14,2

EU Nicht-Eurozone 8,6 10,8 12,0 3,6 16,7

Drittländer -2,7 1,3 -2,7 -5,4 12,6

EINFUHR 2,1 7,2 6,1 1,5 14,0

Eurozone 3,5 6,9 6,5 -0,1 14,3

EU Nicht-Eurozone 0,3 1,9 -2,6 -4,1 12,7

Drittländer 1,8 9,2 8,9 4,7 14,2
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Vorquartalsvergleich zeigten aber alle Bereiche, insbesonde-
re der witterungsabhängige Tiefbau, spürbare Zuwächse. 

Innerhalb der Industrie wies im Juni die Mehrzahl der Wirt-
schaftszweige eine rückläufige Entwicklung auf: Vor allem 
in dem gewichtigen Maschinenbau (-3,9 Prozent) sowie bei 
den chemischen Erzeugnissen (-1,8 Prozent), Gummi- und 
Kunststoffwaren (-2,4 Prozent), Metallerzeugnissen (-1,3 Pro-
zent) und bei der Metallerzeugung und -bearbeitung 
(-2,0 Prozent) war die Ausbringung rückläufig. Zuwächse 
wiesen dagegen die Produktion von Kfz und Kfz-Teilen 
(+3,6 Prozent), pharmazeutischen Erzeugnissen (+3,5 Pro-
zent), elektrischen Ausrüstungen (+1,1 Prozent) sowie dem 
sonstigen Fahrzeugbau (+8,4 Prozent) aus. 

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe hat sich un-
geachtet der außenwirtschaftlichen Belastungen im ver-
gangenen Quartal damit als recht widerstandsfähig erwiesen. 

Auch die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe zei-
gen eine deutlich positive Entwicklung zur Jahresmitte. Im 
Juni nahmen sie preis-, saison- und kalenderbereinigt gegen-
über dem Vormonat um 3,1 Prozent zu. Für das zweite Quar-
tal ergab sich ein Plus von 1,3 Prozent. Ausschlaggebend für 
die jüngste Zunahme war ein deutlicher Anstieg der Inlands-
aufträge um 7,8 Prozent. Die Auslandsnachfrage bewegte sich 
in etwa auf dem Vormonatsniveau (+0,2 Prozent). Die Be-
stellungen aus dem Ausland sind derzeit starken Schwan-
kungen unterworfen: Während die Aufträge aus dem Euro-
raum im Mai noch um 7,9 Prozent zunahmen, war im Juni 
ein Rückgang von 14 Prozent zu verzeichnen. Dagegen stie-
gen die Bestellungen aus dem Nicht-Euroraum im Juni um 
10,2 Prozent, nach einem Rückgang um 5,3 Prozent im Mai. 

Unter den Gütergruppen konnten die Investitionsgüterpro-
duzenten mit einem Plus von 6,4 Prozent nach schwachem 
Jahresauftakt den zweiten Monat in Folge wieder spürbare 
Zugewinne verzeichnen. Der seit längerem anhaltende Auf-
wärtstrend bei den Konsumgüterproduzenten bestätigte sich 
(+4,2 Prozent). Ein erneuter Rückgang von 2,5 Prozent war 
hingegen bei den Vorleistungsgütern zu verzeichnen.  

Bei Betrachtung einzelner Wirtschaftszweige sticht der ge-
wichtige Maschinenbau mit einem Auftragsplus von 12,7 Pro-
zent hervor, gestützt vor allem durch Großaufträge aus dem 
Inland. Geräte zur Datenverarbeitung sowie elektronische 
und optische Erzeugnisse wurden ebenfalls deutlich stärker 
nachgefragt (+22,7 Prozent), gleiches gilt für Textilgüter 
(+67,9 Prozent). Zuwächse registrierten auch Kfz und Kfz-Tei-
le (+3,8 Prozent) und Metallerzeugnisse (+2,4 Prozent). Rück-
läufige Aufträge mussten hingegen Produzenten chemischer 
und pharmazeutischer Güter hinnehmen (-3,2 bzw. -5,3 Pro-
zent). Stark schwankend blieb weiterhin der von 
Großaufträgen dominierte sonstige Fahrzeugbau 
(-41,7 Prozent, Mai: +84,7 Prozent).

eines erneuten Ölpreisschocks latent fort. So bleiben die Ab-
satzperspektiven der deutschen Exporteure weiterhin her-
ausfordernd.

PRODUKTION UND AUFTRAGSEINGÄNGE LEGEN 
ZUR JAHRESMITTE ZU

Der moderate Aufwärtstrend der Produktion im Produzie-
renden Gewerbe setzt sich zur Jahresmitte fort. Nach An-
gaben des Statistischen Bundesamtes ist dessen Ausbringung 
im Juni zum dritten Mal in Folge gestiegen und liegt preis-, 
saison- und kalenderbereinigt um 0,2 Prozent über dem Vor-
monat. Im gesamten zweiten Quartal erhöhte sich die Pro-
duktion damit um 0,7 Prozent gegenüber dem Vorquartal; 
das Niveau des Vorjahresquartals unterschritt sie allerdings 
noch leicht um 0,3 Prozent.

Wie schon im Mai legte vor allem die Energieerzeugung zu-
letzt deutlich um 1,9 Prozent im Vormonatsvergleich zu. Die 
Industrieproduktion (+0,0 Prozent) wie auch das Baugewer-
be (+0,1 Prozent) stagnierten dagegen. Im Vorquartalsver-
gleich holte vor allem das Baugewerbe den witterungsbe-
dingten Einbruch zu Jahresbeginn mit einem Zuwachs von 
+1,9 Prozent im zweiten Quartal mehr als auf. Auch die Ener-
gieproduktion erholte sich mit +0,8 Prozent im Quartalsver-
gleich spürbar, während die Ausbringung in der Industrie 
nur um +0,3 Prozent zulegte. Die Produktion in den energie-
intensiven Industrien schwächte sich zuletzt mit -1,8 Prozent 
im Vormonatsvergleich ab; im Vorquartalsvergleich weist sie 
aber einen kräftigen Anstieg um 2,5 Prozent auf. Dies deutet 
auf eine relative Verbesserung der Wettbewerbsposition bei 
den energieintensiven Industrien in Deutschland im Ver-
gleich zu den asiatischen Konkurrenten hin. Letztere sind 
aufgrund ihrer höheren Abhängigkeit von Energielieferun-
gen aus dem Nahen Osten stärker von Preiserhöhungen und 
Versorgungsengpässen betroffen. Die Umlenkung der Nach-
frage auf europäische und auch deutsche Lieferanten zeigt 
sich auch in dem Anstieg der Auslandsumsätze der deutschen 
energieintensiven Industrien in den vergangenen Monaten.

Bei den industriellen Gütergruppen weisen die Konsum-
güterproduzenten einen spürbaren Zuwachs im Vormonats-
vergleich auf (+1,0 Prozent); die Produktion bei Investitions-
gütern stagnierte dagegen nahezu (+0,2 Prozent) und die 
Vorleistungsgüterproduzenten mussten einen Rückgang 
(-0,9 Prozent) verzeichnen. Auch im Vorquartalsvergleich 
weisen die Konsumgüterproduzenten den kräftigsten Zu-
wachs auf (+2,0 Prozent), gefolgt von den Vorleistungsgüter-
produzenten (+1,4 Prozent). Die Investitionsgüterproduk-
tion war dagegen erneut rückläufig (-1,1 Prozent). 

Im Baugewerbe entwickelte sich zuletzt vor allem der Tiefbau 
mit einem Anstieg von 1,2 Prozent im Vormonatsvergleich 
positiv, während die Produktion im Hochbau (+0,1 Prozent) 
und im Ausbaugewerbe (-0,1 Prozent) im Juni stagnierte. Im 
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ERLÖSE IM EINZELHANDEL LEICHT IM MINUS; 
FRÜHINDIKATOREN STABILISIEREN SICH WEITER 
AUF NIEDRIGEM NIVEAU

Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (saisonbe-
reinigt, ohne Kfz) sind im Juni um 0,7 Prozent gegenüber 
dem Vormonat gesunken, wobei sowohl der Handel mit 
Lebensmitteln als auch mit Nicht-Lebensmitteln rückläu-
fige Erlöse verzeichneten. Gegenüber dem Vorjahresmonat 
stagnierten die Einzelhandelsumsätze. Leicht positive Im-
pulse gingen dabei vom Handel mit Nicht-Lebensmitteln 
(+0,5 Prozent) aus, während sich der Handel mit Lebens-
mitteln etwas abschwächte (-0,3 Prozent). Der Handel mit 
Motorenkraftstoffen (Tankstellen) wirkte mit -2,2 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr zwar erneut dämpfend, das Minus 
fiel aber deutlich geringer aus als noch in den Vormonaten. 
Zudem wurde der Mai-Wert erneut aufwärtsrevidiert (-3,6 
Prozent vs. -6,1 Prozent). Der Internet- und Versandhandel 
setzte sein kräftiges Wachstum am aktuellen Rand fort und 
schloss das 1. Halbjahr 2026 mit einem Plus von 3,3 Prozent 
ab (ggü. Vorperiode; Einzelhandel insgesamt: +0,6 Prozent). 

Der Umsatz im Gastgewerbe ging im Mai im Vormonats-
vergleich sowohl preisbereinigt um 2,0 Prozent als auch 
nominal um 2,1 Prozent zurück. Gegenüber dem Vorjahres-
monat ergab sich ein deutlicher realer Rückgang von 
6,0 Prozent, wobei das Minus von 7,1 Prozent in der Gastro-
nomie das der Beherbergungsunternehmen von 2,8 Prozent 
deutlich übertraf. Nominal registrierte das Gastgewerbe 
insgesamt ggü. Mai 2025 einen geringfügigen Umsatzverlust 
in Höhe von -0,3 Prozent. 

Die Neuzulassungen von Pkw insgesamt sind im Juli im 
Vormonatsvergleich um 0,6 Prozent gesunken, wobei so-
wohl der private als auch der gewerbliche Automarkt leich-
te Rückgänge verzeichnete. Im Dreimonats- und Vorjahres-
vergleich ergab sich hingegen jeweils ein leichtes Plus. 
Wachstumstreiber war abermals der private (E-)Automarkt, 
was auch auf die staatliche Förderung für Elektroautos zu-
rückzuführen sein dürfte, die seit Mai rückwirkend bis Ja-
nuar von Privatpersonen beantragt werden kann. So lagen 
die Neuzulassungen durch Privatpersonen ggü. Juli 2025 
um deutliche 8,0 Prozent höher (Juni: +28,6 Prozent). Auch 
im Dreimonatsvergleich ergab sich, wenn auch mit abneh-
mender Tendenz, ein kräftiges Plus von 8,4 Prozent (Juni: 
+11,1 Prozent). Pkw-Neuzulassungen von Unternehmen 
und Selbstständigen sanken sowohl im Vormo-
nats- als auch im Dreimonats- und Jahresver-
gleich. 

Volumenindex (2021 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE NACH WIRTSCHAFTSZWEIGEN
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Veränderung gegenüber Vorzeitraum in Prozent 
(Volumen, saisonbereinigt)

1.Q. 2.Q. Apr. Mai Jun.
PRODUKTION

Insgesamt -1,2 0,3 0,2 0,8 0,0
Vorleistungsgüter -0,6 1,4 1,4 -0,2 -0,9

Investitionsgüter -1,7 -1,1 -1,4 1,5 0,2

Konsumgüter -1,0 2,0 2,2 1,2 1,0

UMSÄTZE

Insgesamt 0,7 0,1 0,1 0,2 -1,3
Inland 0,1 -0,3 0,7 -0,4 -1,2

Ausland 1,4 0,5 -0,5 0,9 -1,4

AUFTRAGSEINGÄNGE

Insgesamt -4,2 1,3 -3,2 0,3 3,1
Inland -10,6 0,9 -2,4 1,3 7,8

Ausland 0,5 1,7 -3,8 -0,3 0,2

Vorleistungsgüter 1,0 -0,1 -4,0 -1,9 -2,5

Investitionsgüter -7,8 2,2 -2,3 1,5 6,4

Konsumgüter 2,2 1,1 -6,9 1,7 4,2

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind 
dank kräftiger Nachfrage aus dem Inland aktuell aufwärts-
gerichtet. Starke Zuwächse bei den Investitionsgüterpro-
duzenten dürften vermutlich insbesondere mit öffentlichen 
Beschaffungen im Rahmen der Modernisierung der Bun-
deswehr wie auch mit Aufträgen im Rahmen des Sonder-
vermögens Infrastruktur und Klimaneutralität im Zusam-
menhang stehen. Die Nachfrage aus dem Ausland zeigt sich 
ungeachtet geopolitischer Konflikte bemerkenswert robust.
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GFK-KONSUMKLIMA UND HDE-KONSUMBAROMETER
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven und negativen 
Antworten; HDE-Konsumbarometer, Index Januar 2017 = 100

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Handelsverband Deutschland (HDE e. V.)

GfK-Konsumklima (linke Skala)
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vergleich lagen sie um 0,8 Prozent höher. Die Kernrate ging 
leicht auf 2,4 Prozent zurück und liegt damit wieder unter 
der Gesamtinflation. Die wieder etwas höhere Inflation geht 
maßgeblich auf gestiegene Energiepreise zurück; diese 
zogen nach +3,4 Prozent im Juni auf +8,3 Prozent an. Das 
ist vor allem auf das Auslaufen der Energiesteuersenkung 
auf Kraftstoffe Ende Juni zurückzuführen. Teilweise dürfte 
auch der zwischenzeitliche Ölpreisanstieg auf über $100/
Barrel infolge der erneuten Eskalation des Konflikts an der 
Straße von Hormus die Energiepreise belastet haben. In 
Summe stieg der Wachstumsbeitrag der Energie zur Ge-
samtinflation auf rd. 0,6 Prozentpunkte, während Nah-
rungsmittel mit 0,4 Prozent ggü. Vorjahr erneut keinen 
nennenswerten Wachstumsbeitrag zur Inflation ausmach-
ten. Bei Dienstleistungen blieb der Preisdruck mit +2,9 Pro-
zent hartnäckig über der 2-Prozent-Marke, auch wenn er 
ggü. Juni (+3,1 Prozent) leicht nachließ.

Laut ifo Institut planten im Juli über fast alle Wirtschafts-
zweige hinweg weniger Unternehmen, die Preise zu erhö-
hen; allerdings waren die Preiserwartungen, die nach der 
erneuten Eskalation im Nahen Osten gemeldet wurden, laut 
ifo deutlich höher als davor. Gleichwohl gingen die Preis-
erwartungen im Einzelhandel, im Verarbeitenden Gewerbe 
und auch bei den Dienstleistungen im Durchschnitt über 
die letzten drei Monate etwas zurück. Insgesamt hängt die 
(Energie-)Preisentwicklung stark vom weiteren Verlauf des 
Nahost-Konflikts ab; sollte sich dieser nicht ab-
sehbar entspannen, ist mit anhaltendem Ener-
giepreisdruck zu rechnen.

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in Prozent
gegenüber  
Vormonat

gegenüber  
Vorjahresmonat

Jun. Jul. Jun. Jul.

Insgesamt -0,3 0,8 2,3 2,8

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

0,1 0,3 2,5 2,4

Nahrungsmittel -0,5 0,1 0,4 0,4

Wohnung, Betriebskosten -0,1 0,3 1,3 1,4

Gesundheitspflege -0,1 3,0 2,0 5,0

Verkehr -1,3 3,3 5,0 7,9

Nachrichtenübermittlung 0,2 -0,1 1,3 0,8

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 0,7 1,6 2,2 2,1

Bildungswesen 0,1 0,1 4,6 4,4
Beherbergungs- u. Gast
stättendienstl.

0,4 0,1 3,1 2,9

Energie -3,0 5,0 3,4 8,3

Kraftstoffe -5,8 11,2 11,3 23,0

Dienstleistungen 0,3 0,6 3,1 2,9

Insgesamt (saisonbereinigt) -0,2 0,6 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Die Frühindikatoren für die Entwicklung des privaten Kon-
sums haben sich auf niedrigem Niveau weiter stabilisiert, 
dürften allerdings die Folgen der zwischenzeitlich erneuten 
Eskalation des Konflikts im Nahen Osten noch nicht voll-
ständig abbilden. Laut Prognose der GfK wird das Konsum-
klima im August mit einer geringfügigen Abnahme um 
0,3 Zähler auf -29,6 Pt. im negativen Bereich verharren. 
Dämpfend wirkte sich ein Rückgang der Einkommenser-
wartung und eine Zunahme der bereits relativ hohen Spar-
neigung aus. Die Anschaffungsneigung legte hingegen leicht 
zu und auch die Konjunkturerwartung, die nicht Bestand-
teil des Konsumklimas ist, zog etwas an. Das zu Monats-
beginn erschienene HDE-Konsumbarometer sank nach 
zwei Anstiegen wieder etwas und befindet sich weiterhin 
auf sehr niedrigem Niveau. Das ifo Geschäftsklima im Ein-
zelhandel (inkl. Kfz) stieg im Juli um 3,7 Zähler auf  28,7 Pt. 
Wie schon im Vormonat wurden sowohl die Geschäftser-
wartungen als auch die Geschäftslage positiver beurteilt. 
Die Verkaufspreiserwartungen sanken deutlich und erreich-
ten den niedrigsten Wert seit Ausbruch des Iran-Konflikts. 
Das Stimmungsbild hat sich am aktuellen Rand weiter 
stabilisiert, bleibt aber insgesamt gedämpft und fragil. Zu-
dem liegen die Auswirkungen der jüngsten militärischen 
Eskalation im Nahen Osten, insbesondere der erneute An-
stieg des Ölpreises, nur zum Teil innerhalb der Befragungs-
zeiträume. Auch angesichts der anhaltenden Arbeitsmarkt-
schwäche deutet sich daher bislang keine spürbare Belebung 
der Konsumentwicklung an.

INFLATION ZIEHT IM JULI WIEDER AN 

Die Verbraucherpreise sind im Juli 2026 um 2,8 Prozent ggü. 
Vorjahr gestiegen, nach 2,3 Prozent im Juni. Im Vormonats-
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ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBk)
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SCHWACHE ENTWICKLUNG AM ARBEITSMARKT 
SETZT SICH FORT 

Die saisonbereinigte Erwerbstätigkeit ist im Juni um 23 Tau-
send Personen zurückgegangen, nachdem sie gemäß revi-
dierten Daten bereits im Vormonat um 27 Tausend Perso-
nen abgenommen hatte. Gleichzeitig korrigierte das 
Statistische Bundesamt im Rahmen der üblichen Sommer-
rechnung auch länger zurückliegende Werte bis 2022 
abwärts, was zu einer spürbaren Niveauverschiebung der 
Ursprungswerte und einem noch deutlicheren Rückgang 
der Erwerbstätigkeit gegenüber dem Vorjahr von 225 Tau-
send Personen im Juni führte. Auch die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung verzeichnete im Mai einen weite-
ren Rückgang um zwölftausend Personen. Die Zahl der 
Arbeitslosen nahm in Juli um sechstausend Personen zu, 
während die Unterbeschäftigung stagnierte. Die Inan-
spruchnahme von Kurzarbeit setzte ihren Abwärtstrend im 
Mai mit einem Minus von 101 Tausend Personen gegenüber 
Vorjahr voraussichtlich fort.

ARBEITSMARKT

ARBEITSLOSE (SGB II und III)
1.Q. 2.Q. Mai Jun. Jul.

in Mio. (Ursprungszahlen) 3,059 2,965 2,950 2,936 3,007

gegenüber Vorjahr in 1.000 76 43 31 22 28

gegenüber Vorperiode in 1.000* 5 12 -11 -1 6

Arbeitslosenquote 6,5 6,3 6,3 6,2 6,4

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

1.Q. 2.Q. Apr. Mai Jun.

in Mio. (Ursprungszahlen) 45,5 45,7 45,7 45,7 45,7

gegenüber Vorjahr in 1.000 -190 -212 -201 -210 -225

gegenüber Vorperiode in 1.000* -57 -52 -18 -27 -23

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

4.Q. 1.Q. Mär. Apr. Mai

in Mio. (Ursprungszahlen) 35,1 34,8 34,8 34,8 34,8

gegenüber Vorjahr in 1.000 -28 -70 -64 -65 -69

gegenüber Vorperiode in 1.000* -20 -34 12 -5 -12

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Frühindikatoren deuten bisher keine Verbesserung der 
Arbeitsmarktperspektiven an. Auch wenn das ifo Beschäf-
tigungsbarometer im Juli leicht zulegte, weisen die Umfra-
geergebnisse in allen Sektoren auf einen Personalabbau hin. 
Während sich die Geschwindigkeit des Stellenabbaus im 
Handel und im Dienstleistungssektor etwas verringerte, 
trübten sich die Beschäftigungsaussichten im Verarbeiten-
den Gewerbe und im Baugewerbe weiter ein. Gleichzeitig 
deutet das IAB-Arbeitsmarktbarometer auf einen weiteren 
leichten Anstieg der Arbeitslosigkeit hin, die im Juli bereits 
über drei Millionen Personen lag. Der Ende 2025 begonne-
nen leichten konjunkturellen Belebung stehen Herausfor-
derungen des strukturellen Wandels entgegen, die die Ent-

wicklung am Arbeitsmarkt dämpfen. Angesichts der 
Unsicherheit durch die anhaltenden geopolitischen Span-
nungen im Nahen Osten dürfte sich die Lage am Arbeits-
markt auch in den kommenden Monaten daher kaum ver-
bessern.

UNTERNEHMENSINSOLVENZEN WEITERHIN AUF 
HOHEM NIVEAU

Dem aktuellen IWH-Insolvenztrend zufolge wurden von 
August 2025 bis Juli 2026 insgesamt 18.478 Insolvenzen von 
Personen- und Kapitalgesellschaften gemeldet (Anstieg um 
8,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum). Es lag ein 
Rückgang von einem Prozent auf 1.689 Fälle ge-
genüber dem Vormonat sowie ein Anstieg von 
7  Prozent gegenüber Juli 2025 vor. Das IWH 
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kommt für den Monat Juli zu dem Ergebnis, dass die In-
solvenzen von Personen- und Kapitalgesellschaften weiter-
hin auf einem außergewöhnlich hohen Niveau liegen, und 
geht auf der Basis eigener Frühindikatoren davon aus, dass 
auch in den Folgemonaten mit sehr vielen Insolvenzen zu 
rechnen ist.
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BIP NOWCAST FÜR DAS  
DRITTE QUARTAL 2026

D as Prognosemodell des Nowcast schätzt für das dritte 
Quartal 2026 aktuell einen preis-, saison- und kalen-

derbereinigten Anstieg des Bruttoinlandsprodukts von 
+1,3 Prozent gegenüber dem Vorquartal. Der Nowcast lie-
fert eine täglich aktualisierte, rein technische, zeitreihen-
analytische Prognose der Wirtschaftsleistung auf Basis 
jüngster Konjunkturdaten. Dazu gehören sowohl „harte“ 
Indikatoren aus der amtlichen Statistik (z. B. Auftragsein-
gänge im Verarbeitenden Gewerbe) als auch „weiche“ Zahlen 
aus Umfrageergebnissen (z. B. ifo Geschäftsklima). Die Pro-
gnosen sind unabhängig von der Einschätzung der Bundes-
regierung und des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie. Am 30. Oktober 2026 veröffentlicht das Statistische 
Bundesamt eine erste Schnellmeldung für das BIP-Ergebnis 
im dritten Quartal.

Für das dritte Quartal signalisiert der Nowcast aktuell 
einen Anstieg der Wirtschaftsleistung um +1,3 Prozent.  
Bis Ende Mai bewegte sich der Schätzwert überwiegend 
zwischen +0,5 und +0,6 Prozent, bevor er Mitte Juni infolge 
steigender Erstanträge bei der US-Arbeitslosenversicherung 

sowie einer verschlechterten Einschätzung der aktuellen 
konjunkturellen Lage im Rahmen des ZEW-Finanzmarkt-
tests auf +0,2 Prozent fiel. Bis Ende Juni stieg der Nowcast 
wieder auf +0,5 Prozent. Maßgeblich hierfür waren vor dem 
Hintergrund des Rahmenabkommens zwischen den USA 
und Iran ein verbessertes Verbrauchervertrauen und die 
Stabilisierung des Einkaufsmanagerindex im Dienstleis-
tungsbereich im Euroraum sowie das aufgehellte ifo Ge-
schäftsklima in Deutschland. Anfang Juli führten enttäu-
schende Meldungen zum Geschäftsklima im Euroraum und 
zur Fahrleistung mautpflichtiger Lastkraftwagen zu einer 
leichten Abwärtskorrektur auf +0,4 Prozent. Seitdem ver-
besserte sich der Nowcast kontinuierlich. Bis Mitte Juli stieg 
er zunächst u. a. aufgrund leicht steigender Importe im 
Euroraum wieder auf +0,5 Prozent. In der zweiten Julihälfte 
stieg der Nowcast auf seinen Höchstwert von +1,4 Prozent. 
Maßgeblich hierfür waren Meldungen des ZEW über posi-
tive Konjunkturerwartungen, ein erhöhtes Verbraucher-
vertrauen im Euroraum sowie ein starker Anstieg des Ein-
kaufsmanagerindex für Deutschland. Anfang August ging 
der Nowcast auf +1,1 Prozent zurück. Ausschlaggebend 
hierfür waren eine Verschlechterung der ifo Geschäftslage 
in der Industrie sowie Meldungen der Bundesagentur für 
Arbeit über eine sinkende Arbeitskräftenachfrage. Bis Mitte 
August stieg der Schätzwert infolge eines geringer als er-
warteten Anstiegs der Erstanträge bei der US-Arbeitslosen-
versicherung auf +1,3 Prozent an.

1   �Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019): „Now-
casting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini, Hasenzagl, 
Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020) „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.

Der Nowcast für die saison- und kalenderbereinigte Verände-
rungsrate des preisbereinigten BIP beträgt +1,3 Prozent für das 
dritte Quartal 2026 (Stand: 14. August 2026). 1

IN KÜRZE
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ENTWICKLUNG DES BIP NOWCAST FÜR DAS 3. QUARTAL 2026

Quelle: Now-Casting Economics Ltd.

Q3 2026, preis-, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal 
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Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts wird von Now-Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier veröffentlichte Now-
cast ist eine rein technische, modellbasierte Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen Unsicherheit behaftet, die mit Modell-
prognosen immer einhergeht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung. 

DAS MODELL
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Projektionen
Die internationalen Organisationen haben ihre Wachstums-
erwartungen infolge der Eskalation des Nahostkonflikts 
gegenüber den letzten, bereits nach unten revidierten Pro-
jektionen aus dem Frühjahr (IWF: April, OECD: Februar, 
Weltbank: Dezember) für das Jahr 2026 nochmals leicht 
nach unten angepasst. Gleichwohl gehen sie weiterhin 
davon aus, dass die Weltwirtschaft ihren Kurs einer ver-
langsamten, aber weiterhin positiven Entwicklung fortsetzt. 
Der Internationale Währungsfonds erwartet für die Welt-
wirtschaft 2026 bzw. 2027 ein Wachstum von 3,0 bzw. 
3,4  Prozent, die OECD prognostiziert 2,8 und 
3,1 Prozent. Die Weltbank kommt aufgrund der 
abweichenden Aggregationsmethode über Markt-

I. ALLGEMEINE ENTWICKLUNGEN, JÜNGSTE 
PROJEKTIONEN UND SZENARIEN

Ausgangslage
Die Weltwirtschaft entwickelte sich zu Beginn des Jahres 
2026 robuster als vielfach erwartet. Eine nachlassende 
Inflationsdynamik, widerstandsfähige Arbeitsmärkte und 
eine anhaltend hohe Investitionstätigkeit stützten die glo-
bale Konjunktur. Zusätzliche Wachstumsimpulse gingen 
insbesondere von Investitionen in Digitalisierung und 
Künstliche Intelligenz aus. Mit der Eskalation des Nahost-
konflikts Ende Februar 2026 verschlechterten sich die welt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen jedoch spürbar. 
Abbildung 1 verdeutlicht den sprunghaften Anstieg der 
Energie- und Rohstoffpreise.

Zudem belasten Beeinträchtigungen wichtiger Schifffahrts-
routen sowie die zunehmende geopolitische Unsicherheit 
Produktion, Investitionen und Welthandel. In ihren aktu-
ellen Prognosen aus dem Juli und Juni verorten IWF, OECD 
und Weltbank hierin den wesentlichen Grund für die Ein-
trübung der Wachstumsaussichten seit Jahresbeginn.

Gleichzeitig weisen die drei Organisationen darauf hin, dass 
die Weltwirtschaft heute widerstandsfähiger auf externe 
Schocks reagiert als während früherer Energiekrisen. Fort-
schritte bei der Energieeffizienz, eine breitere Diversifizie-
rung der Energieversorgung sowie robustere internationale 
Lieferketten begrenzen die wirtschaftlichen Auswirkungen 

GLOBALE WACHSTUMSAUSSICHTEN IN 
GEOPOLITISCH BEL ASTETEN ZEITEN

KONJUNKTURENTWICKLUNG, RISIKEN UND REGIONALE 
PERSPEKTIVEN NACH DEN AKTUELLEN PROGNOSEN VON  

IWF, OECD UND WELTBANK

Im Spätsommer 2026 zeigt sich die Weltwirtschaft trotz erheb­
licher geopolitischer Belastungen insgesamt widerstandsfähig. 
Investitionen in Künstliche Intelligenz und digitale Technologien 
stützen die Konjunktur, während der Nahostkonflikt, höhere Ener­
giepreise und die zunehmende geoökonomische Fragmentierung 
Welthandel und Wachstumsaussichten belasten. IWF, OECD und 
Weltbank erwarten weiterhin ein moderates globales Wachstum, 
sehen die Risiken jedoch überwiegend auf der Abwärtsseite. Die 
größten Risiken für den weiteren Konjunkturverlauf liegen in einer 
Ausweitung geopolitischer Konflikte, anhaltend hohen Energie­
preisen und einer weiteren Fragmentierung des Welthandels. Um­
gekehrt könnten eine Entspannung an den Energiemärkten, die 
raschere Verbreitung produktivitätssteigernder Technologien und 
Fortschritte beim Abbau handelspolitischer Spannungen zu einer 
günstigeren Entwicklung beitragen.

IN KÜRZE steigender Energiepreise. Hinzu kommt die anhaltend hohe 
Investitionstätigkeit in technologieintensiven Branchen, 
die einen Teil der konjunkturellen Belastungen ausgleicht. 
Die wirtschaftliche Entwicklung wird insgesamt durch 
höhere Energiekosten zwar spürbar gedämpft, ein welt
weiter Konjunktureinbruch wird jedoch nicht erwartet. 
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wechselkurse (statt Kaufkraftparitäten) stets auf niedrigere 
Werte und geht von 2,5 bzw. 2,8 Prozent aus. 

Für die entwickelten Volkswirtschaften rechnen die inter-
nationalen Organisationen mit einer moderaten Abschwä-
chung des Wachstums. Der IWF erwartet für diese Länder-
gruppe 2026 bzw. 2027 Wachstumsraten von 1,7 bzw. 
1,8 Prozent, die Weltbank von 1,5 bzw. 1,8 Prozent. Für die 
Schwellen- und Entwicklungsländer bleiben die Wachs-
tumsperspektiven insgesamt günstiger. Der IWF prognos-
tiziert für 2026 und 2027 Wachstumsraten von 3,8 bzw. 
3,5 Prozent, die Weltbank von 3,6 bzw. 4,2 Prozent. Für beide 
Ländergruppen und Prognosen entspricht dies einer leich-
ten Abwärtskorrektur für dieses und einer leichten Auf-
wärtskorrektur für nächstes Jahr. Eine vollständige Übersicht 
der Projektionen für Regionen und Schwerpunktländer 
enthält die Projektionstabelle im Anhang.

Abwärtsrevisionen gegenüber den vorherigen Prognosen 
spiegeln vor allem die Folgen des Energiepreisschocks wider. 
Höhere Energie- und Rohstoffpreise, steigende Transport-
kosten sowie die erhöhte geopolitische Unsicherheit be-
lasten Produktion, Investitionen und Welthandel. Zugleich 
weisen alle drei Organisationen darauf hin, dass die nega-
tiven Auswirkungen geringer ausfallen als während frühe-
rer Energiekrisen. Maßgeblich hierfür seien die gesunkene 
Energieintensität vieler Volkswirtschaften, Fortschritte bei 
der Diversifizierung der Energieversorgung sowie die höhere 
Anpassungsfähigkeit internationaler Lieferketten. Diese 
strukturellen Veränderungen tragen dazu bei, dass die Ab-
wärtsrevisionen der Wachstumsprognosen insgesamt mo-
derat bleiben.

Dabei betonen alle drei Organisationen die Unsicherheit 
über den weiteren Konjunkturverlauf deutlich stärker als 
in früheren Prognoserunden. Zwar lassen die Wachstums-
projektionen unter der Annahme einer schrittweisen Sta-
bilisierung der geopolitischen Lage weiterhin eine Expan-
sion der Weltwirtschaft erwarten. Ausmaß und Dauer der 
konjunkturellen Abschwächung hängen jedoch maßgeblich 
von der Entwicklung der Energie- und Rohstoffmärkte so-
wie möglichen zusätzlichen Störungen internationaler 
Handels- und Transportwege ab. Die Projektionen sind 
daher in besonderem Maße von den zugrunde gelegten An-
nahmen über den weiteren Verlauf der geopolitischen Span-
nungen abhängig. Von zentraler Bedeutung ist dabei, in 
welchem Umfang sich der erneute Energiepreisschock auf 
die Inflation überträgt und welche Folgen sich hieraus für 
Geldpolitik, Finanzierungskosten sowie Konsum- und 
Investitionsentscheidungen ergeben.

Inflation, Geldpolitik und makroökonomische 
Übertragungsmechanismen
Höhere Energiepreise erhöhen unmittelbar die Produktions- 
und Transportkosten und schlagen in der Folge auf die Ver-

braucherpreise durch. Unternehmen und private Haushalte 
werden mit steigenden Kosten konfrontiert, wodurch In-
vestitions- und Konsumentscheidungen beeinflusst werden. 
Der Energiepreisschock wirkt damit sowohl auf die Ange-
bots- als auch auf die Nachfrageseite der Weltwirtschaft.

Nachdem sich die Inflationsraten seit 2024 in zahlreichen 
Volkswirtschaften schrittweise den Zielwerten der Zentral-
banken angenähert hatten, erwarten die internationalen 
Organisationen nun eine (vorübergehende) Unterbrechung 
dieses Disinflationsprozesses. Der IWF prognostiziert für 
die fortgeschrittenen Volkswirtschaften 2026 bzw. 2027 eine 
Verbraucherpreisinflation von 3,0 bzw. 2,4 Prozent. Für die 
Schwellen- und Entwicklungsländer werden 5,8  bzw. 
4,8 Prozent erwartet. Die OECD rechnet für ihre Mitglied-
staaten mit Inflationsraten von 4,3 bzw. 3,0 Prozent. Gegen-
über den Frühjahrsprojektionen wurden die Inflationsaus-
sichten damit leicht nach oben angepasst. Der jüngste 
Anstieg der Verbraucherpreise ist vor allem auf höhere 
Energie- und Rohstoffpreise zurückzuführen und betrifft 
zunächst die Gesamtinflation. Die Kerninflation entwickelt 
sich in vielen Volkswirtschaften dagegen weiterhin ver-
gleichsweise stabil. Nach Einschätzung von IWF und OECD 
spricht dies dafür, dass der Energiepreisschock bislang nur 
begrenzt auf andere Güter- und Dienstleistungspreise über-
gegriffen hat. Hinweise auf eine breit angelegte, sich selbst 
verstärkende Inflationsspirale ergeben sich aus den aktu-
ellen Projektionen nicht.

Gleichwohl verändert der erneute Preisauftrieb die Rah-
menbedingungen für die Geldpolitik. Solange nicht fest-
steht, ob der Anstieg der Energiepreise vorübergehender 
Natur bleibt oder sich auf weitere Preisbereiche ausweitet, 
dürfte der Spielraum vieler Zentralbanken für eine rasche 
Lockerung der Geldpolitik begrenzt bleiben. IWF und OECD 
betonen deshalb die Notwendigkeit eines datenabhängigen 
Vorgehens. Geldpolitische Entscheidungen sollten sich an 
der tatsächlichen Inflationsentwicklung orientieren und 
zugleich den unterschiedlichen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen der einzelnen Volkswirtschaften Rechnung 
tragen. Eine einheitliche geldpolitische Reaktion wird von 
den internationalen Organisationen nicht empfohlen.

Auch die Finanzmärkte reagieren sensibel auf geopolitische 
Schocks. IWF, OECD und Weltbank weisen darauf hin, dass 
Phasen erhöhter Unsicherheit regelmäßig mit einer höhe-
ren Risikoaversion der Marktteilnehmer, stärkeren Schwan-
kungen an Aktien-, Anleihe- und Devisenmärkten sowie 
einer Umschichtung in als sicher geltende Anlageformen 
einhergehen. Gleichzeitig können steigende Risikoaufschläge 
die Finanzierungskosten von Unternehmen und Staaten 
erhöhen. Besonders betroffen sind Schwellen- und Entwick-
lungsländer mit hohem Refinanzierungsbedarf 
oder einer hohen Auslandsverschuldung. Die in
ternationalen Organisationen sehen hierin einen 
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zusätzlichen Mechanismus, über den geopolitische Span-
nungen Investitionen, Kapitalflüsse und wirtschaftliches 
Wachstum beeinträchtigen können.

Die weniger expansive geldpolitische Ausrichtung wirkt 
sich unmittelbar auf die Finanzierungsbedingungen aus. 
Höhere oder länger anhaltend erhöhte Zinsen verteuern 
Unternehmensinvestitionen und private Anschaffungen. 
Besonders betroffen sind kapitalintensive Investitionen, der 
Wohnungsbau sowie Unternehmen mit hohem Fremd
finanzierungsbedarf. Gleichzeitig schwächen höhere Ener-
giepreise die Kaufkraft privater Haushalte und können die 
Konsumnachfrage dämpfen. Die internationalen Organi-
sationen sehen in diesem Zusammenspiel aus höheren 
Kosten, gedämpfter Nachfrage und restriktiveren Finanzie-
rungsbedingungen einen wesentlichen Grund für die ge-
genüber den Frühjahrsprojektionen geringeren Wachs-
tumsaussichten.

Auch der gestiegenen Unsicherheit attestieren die Organi-
sationen eine eigenständige makroökonomische Bedeu-
tung. Hierzu zählen insbesondere Unsicherheiten über die 
künftige Handels- und Zollpolitik, mögliche Exportkon
trollen, regulatorische Eingriffe sowie wirtschaftspolitische 
Reaktionen auf geopolitische Konflikte. Bereits die Erwar-
tung weiterer geopolitischer Spannungen oder erneuter 
Energiepreisschocks kann Investitionsentscheidungen 
verzögern, Risikoprämien erhöhen und Unternehmen zu 
einer vorsichtigeren Produktionsplanung und Lagerhal-
tung. veranlassen. Unsicherheit wirkt damit selbst dann 
dämpfend auf die wirtschaftliche Entwicklung, wenn sich 
die Energiepreise nicht weiter erhöhen. Sie stellt daher 
einen zentralen Übertragungskanal geopolitischer Krisen 
auf die Weltwirtschaft dar.

Insgesamt gelangen IWF, OECD und Weltbank zu einer 
differenzierten Einschätzung. Der Energiepreisschock un-
terbricht den Disinflationsprozess und erhöht die Unsicher-
heit über den weiteren geldpolitischen Kurs. Gleichzeitig 
sprechen die bislang stabile Kerninflation sowie die ver-
besserte Anpassungsfähigkeit vieler Volkswirtschaften 
gegen eine Wiederholung der Inflationsdynamik früherer 
Energiekrisen. Die wirtschaftlichen Auswirkungen werden 
daher zwar als spürbar, im Rahmen der aktuellen Projek-
tionen jedoch als beherrschbar eingeschätzt. 

Welthandel und internationale Wertschöpfungsketten
Der internationale Warenhandel bleibt trotz zunehmender 
geopolitischer Spannungen ein wesentlicher Wachstums-
träger der Weltwirtschaft. Nach Einschätzung von IWF, 
OECD und Weltbank verliert der Welthandel infolge des 
Nahostkonflikts zwar an Dynamik, ein weltweiter Einbruch 
der Handelsströme wird jedoch nicht erwartet. Vielmehr 
gehen die internationalen Organisationen davon aus, dass 
sich das Wachstum des Welthandels gegenüber den Vor-

jahren verlangsamt und sich zugleich seine regionale und 
sektorale Struktur verändert. 

Zu den wichtigsten Belastungsfaktoren zählen gestiegene 
Energie- und Transportkosten sowie Beeinträchtigungen 
zentraler Schifffahrtsrouten. Die Eskalation des Nahost-
konflikts hat die Unsicherheit über die Versorgung mit 
Energierohstoffen erhöht und den Schiffsverkehr durch die 
Straße von Hormus beeinträchtigt. Höhere Frachtraten, 
steigende Versicherungskosten und längere Transportzeiten 
belasten internationale Lieferketten und verteuern grenz-
überschreitende Produktionsprozesse. Besonders betroffen 
sind Branchen mit komplexen internationalen Wertschöp-
fungsketten und einer hohen Abhängigkeit von zeitkriti-
schen Vorleistungen.

Gleichzeitig scheinen Unternehmen und Volkswirtschaften 
heute deutlich besser auf vergleichbare Störungen vorbe-
reitet zu sein als während der COVID-19-Pandemie oder 
der Energiekrise 2022/23. Der Lieferkettenstress-Index 
deutet auf ein Nachlassen der Anspannung hin. 

Viele Unternehmen haben ihre Lieferantenbasis verbreitert, 
Lagerbestände erhöht und ihre Beschaffungsstrategien 
diversifiziert. Zudem gewinnen Produktionsverlagerungen 
in politisch verlässliche oder geografisch näher gelegene 
Staaten („Nearshoring“) an Bedeutung. Diese Anpassungen 
erhöhen die Versorgungssicherheit und verringern die 
Abhängigkeit von einzelnen Transportwegen oder Liefer-
ländern, gehen jedoch häufig mit höheren Produktions- 
und Logistikkosten einher.

Neben der Anpassung internationaler Lieferketten verweist 
insbesondere die OECD auf einen weiteren sta-
bilisierenden Faktor: Nachdem handelspolitische 
und allgemeine Unsicherheit in den vergangenen 
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Jahren zeitweise erheblich zugenommen hatten, hat sich 
die Unsicherheit in beiden Dimensionen zuletzt wieder ver-
ringert.

zentren, Künstliche Intelligenz und digitale Infrastruktur 
erhöhen die Nachfrage nach hochwertigen Investitions-
gütern und tragen zur Stabilisierung des Welthandels bei, 
wovon insbesondere Volkswirtschaften mit starker Einbin-
dung in technologieintensive Wertschöpfungsketten pro-
fitieren. Der Strukturwandel des Welthandels trägt somit 
dazu bei, die negativen Auswirkungen geopolitischer Span-
nungen abzufedern.

Zudem gewinnt der technologische Strukturwandel im 
Welthandel an Bedeutung. Während sich der Handel in 
einzelnen energieintensiven Industriezweigen abschwächt, 
entwickeln sich technologiebezogene Handelsströme 
dynamisch. Investitionen in Halbleiterproduktion, Rechen-

Langfristig messen IWF, OECD und Weltbank der zuneh-
menden geoökonomischen Fragmentierung erhebliche 
Bedeutung bei. Handelshemmnisse, Exportkontrollen sowie 
geopolitisch motivierte Investitions- und Beschaffungsent-
scheidungen verändern die internationale Arbeitsteilung 
schrittweise. Während diese Entwicklung aus Sicht einzel-
ner Staaten die wirtschaftliche Resilienz erhöhen kann, 
weisen die Organisationen zugleich darauf hin, dass eine 
weitergehende Fragmentierung mit geringeren Produktivi-
tätsgewinnen, höheren Kosten und einer Abschwächung 
des langfristigen Wachstumspotenzials verbunden wäre. 

Insgesamt zeigt sich, dass der Welthandel gegenwärtig 
 weniger durch einen allgemeinen Rückgang des Volumen-
wachstums als vielmehr durch einen strukturellen Anpas-
sungsprozess geprägt wird. Die stärkere Diversifizierung von 
Lieferketten, der Ausbau regionaler Produktionsnetzwerke 
und die wachsende Bedeutung technologieintensiver Han-
delsströme verändern die internationale Arbeitsteilung 
dauerhaft. Diese Entwicklungen wirken sich regional unter-
schiedlich aus und tragen dazu bei, dass sich die wirtschaft-
lichen Perspektiven der einzelnen Weltregionen 
differenziert entwickeln (siehe Abschnitt II).
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Risiken, Chancen, Szenarien und Implikationen
Den aktuellen Projektionen von IWF, OECD und Weltbank 
liegen Annahmen zugrunde, wonach sich die gegenwärtigen 
geopolitischen Spannungen im Prognosezeitraum nicht 
wesentlich verschärfen und sich die internationalen Ener-
gie- und Rohstoffmärkte schrittweise stabilisieren. Zugleich 
weisen alle drei Organisationen darauf hin, dass die wirt-
schaftlichen Perspektiven in besonderem Maße von der 
weiteren Entwicklung des Nahostkonflikts sowie den da raus 
resultierenden Auswirkungen auf Energiepreise, Transport-
wege und internationale Finanzmärkte abhängen.

Als bedeutendstes Abwärtsrisiko wird übereinstimmend 
eine weitere Eskalation des Konflikts im Nahen Osten an-
gesehen. Ein länger anhaltender Anstieg der Energiepreise 
oder zusätzliche Beeinträchtigungen zentraler Schifffahrts-
routen könnten die Inflation erneut erhöhen, die Kaufkraft 
privater Haushalte schwächen und Investitionen sowie 
Welthandel stärker belasten als derzeit erwartet. 

Zudem verweisen die Organisationen auf die Gefahr einer 
zunehmenden geoökonomischen Fragmentierung. Han-
delshemmnisse, Exportkontrollen und geopolitisch moti-
vierte Investitionsentscheidungen könnten das langfristige 
Wachstumspotenzial der Weltwirtschaft beeinträchtigen. 

Neben diesen Abwärtsrisiken identifizieren die internatio-
nalen Organisationen jedoch auch Faktoren, die eine güns-
tigere Entwicklung bedingen könnten. Hierzu zählen ins-
besondere eine raschere Stabilisierung der Energie- und 
Rohstoffmärkte, eine schnellere Normalisierung interna-
tionaler Transportwege sowie eine anhaltend hohe Inves-
titionstätigkeit in Digitalisierung, Halbleitertechnologien 
und Künstliche Intelligenz. Weitere Fortschritte bei der 
Diversifizierung der Energieversorgung und der Stärkung 
internationaler Lieferketten könnten die Widerstandsfähig-
keit der Weltwirtschaft zusätzlich erhöhen und die wirt-
schaftlichen Folgen geopolitischer Schocks begrenzen.

Auch bei den wirtschaftspolitischen Schlussfolgerungen 
liegen die Organisationen nahe beieinander: Die Geldpoli-
tik sollte weiterhin auf die Sicherung der Preisstabilität 
ausgerichtet bleiben und zugleich flexibel auf neue wirt-
schaftliche Entwicklungen reagieren. Die Fiskalpolitik 
sollte vorhandene Handlungsspielräume bewahren und 
Unterstützungsmaßnahmen möglichst zielgerichtet aus-
gestalten, um zusätzliche Inflationsimpulse zu vermeiden. 
Darüber hinaus betonen alle drei Institutionen die Bedeu-
tung produktivitätssteigernder Investitionen,  insbesondere 
in Digitalisierung, Innovation, Energieinfrastruktur und 
Humankapital. Ebenso wird die Aufrechterhaltung offener 
und regelbasierter Handelsbeziehungen als wesentliche 
Voraussetzung für nachhaltiges globales Wachstum hervor-
gehoben.

Insgesamt gelangen IWF, OECD und Weltbank zu einer be-
merkenswert konsistenten Lageeinschätzung: Der Nahost-
konflikt und der daraus resultierende Energiepreisschock 
haben die Wachstumsaussichten eingetrübt und den 
 Disinflationsprozess verlangsamt. Gleichzeitig verfügt die 
Weltwirtschaft heute über deutlich bessere Anpassungs-
mechanismen als während früherer Energiekrisen. Eine 
geringere Energieintensität der Produktion, widerstands-
fähigere Lieferketten sowie anhaltende Investitionen in 
Zukunftstechnologien begrenzen die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen externer Schocks. Ob sich diese Resilienz auch 
in den kommenden Jahren bestätigt, wird maßgeblich von 
der weiteren geopolitischen Entwicklung, der Stabilität der 
Energie- und Rohstoffmärkte sowie der Fähigkeit der Volks-
wirtschaften abhängen, ihre Produktivität und Innovations-
kraft weiter zu stärken.

Die globalen Projektionen verdecken allerdings erhebliche 
regionale Unterschiede. Während einzelne Volkswirtschaf-
ten von höheren Rohstoffpreisen oder ihrer Einbindung in 
technologieintensive Wertschöpfungsketten profitieren, 
sehen sich andere mit steigenden Importkosten, einer 
schwächeren Exportnachfrage oder eingeschränkten 
 finanzpolitischen Handlungsspielräumen konfrontiert. Im 
Folgenden werden die wirtschaftlichen Perspektiven der 
wichtigsten Weltregionen und ausgewählter Schwerpunkt-
länder dargestellt. 

II. REGIONALE ENTWICKLUNGEN

Die Vereinigten Staaten bleiben wichtiger Wachstumsmo-
tor der Weltwirtschaft. Der IWF erwartet ein Wachstum von 
2,3 Prozent im Jahr 2026 und 2,2 Prozent im Jahr 2027, wäh-
rend die OECD mit 2,0 Prozent bzw. 1,8 Prozent etwas vor-
sichtiger ist. Die Weltbank prognostiziert 2,2 Prozent für 
2026 und 2,1 Prozent für 2027. Gegenüber den letzten Pro-
gnosen haben alle drei Institutionen ihre Wachstumser-
wartungen für 2026 unverändert gelassen und für 2027 
leicht angehoben. Der IWF verweist auf die weiterhin 
 robuste wirtschaftliche Entwicklung, während die OECD 
zugleich die dämpfenden Wirkungen höherer  Energiepreise 
und einer restriktiveren Fiskalpolitik hervorhebt. Techno-
logie- und Infrastrukturinvestitionen gelten als Stützen der 
Konjunktur, während restriktive Finanzierungsbedingun-
gen und eine erhöhte wirtschaftspolitische Unsicherheit 
die Wachstumsdynamik begrenzen. Aufwärtsrisiken erge-
ben sich aus einer stärkeren Investitionsdynamik im Tech-
nologiesektor, Abwärtsrisiken vor allem aus einer weiteren 
Eskalation geopolitischer Konflikte und einer möglichen 
Korrektur der hohen Bewertungen im Technologiesektor.

Kanadas Wirtschaft profitiert weiterhin von der 
engen wirtschaftlichen Verflechtung mit den Ver-
einigten Staaten sowie von ihrer starken Roh-
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stoffbasis. Der IWF erwartet Wachstumsraten von 1,1 Pro-
zent im Jahr 2026 und 1,7 Prozent im Jahr 2027, die OECD 
prognostiziert 1,2 Prozent bzw. 1,7 Prozent. Während der 
IWF seine Erwartungen gegenüber der April-Prognose nach 
unten angepasst hat, bestätigt die OECD ihre letzten Pro-
jektionen, womit beide Institutionen inzwischen zu einer 
weitgehend übereinstimmenden Einschätzung gelangen. 
Höhere Energiepreise stützen die Exporterlöse, zugleich 
belasten hohe Finanzierungskosten und eine verhaltene 
Investitionstätigkeit die Binnennachfrage. Zu den wichtigs-
ten Abwärtsrisiken zählen eine Abschwächung der US-Kon-
junktur sowie erneute Spannungen auf den internationalen 
Rohstoffmärkten.

Im Euroraum dürfte sich die wirtschaftliche Erholung 2026 
verhalten fortsetzen. Der IWF erwartet für 2026 bzw. 2027 
ein Wachstum von 0,9 bzw. 1,2 Prozent, was ggü. der April-
prognose für 2026 einer leichten Absenkung entspricht, 
während die OECD mit 0,8 bzw. 1,2 Prozent  geringfügig 
vorsichtiger ist und damit ihre Einschätzung aus dem März 
beibehält. Beide Institutionen führen die moderate Erho-
lung auf steigende Realeinkommen und eine allmähliche 
Belebung des privaten Konsums zurück. Gleichzeitig dämp-
fen höhere Energiepreise, geopolitische Un sicherheiten und 
die schwache Industrieproduktion das Wachstum. 

Innerhalb des Euroraums gilt Deutschland aufgrund seiner 
Industrie- und Exportorientierung als besonders anfällig 
für die schwache Weltkonjunktur und steigende Energie-
preise. Der IWF erwartet für 2026 bzw. 2027 ein Wachstum 
von 0,7 bzw. 1,0 Prozent, die OECD geht von 0,7 bzw. 1,1 Pro-
zent aus. Gegenüber den letzten Prognosen impliziert dies 
für dieses Jahr leichte und für nächstes Jahr deutlichere 
Abwärtskorrekturen. Auch Frankreich dürfte dem IWF zu-
folge mit 0,6 bzw. 0,9 Prozent in 2026 und 2027 nur mo-
derat wachsen, sehr ähnlich geht die OECD von 0,7 Prozent 
bzw. 0,8 Prozent aus – gegenüber den letzten Prognosen 
dominieren leichte Abwärtsrevisionen. Italien bleibt mit 
jeweils 0,5 Prozent (IWF) bzw. 0,5 und 0,6 Prozent (OECD) 
für dieses und nächstes Jahr das Schlusslicht unter den gro-
ßen Volkswirtschaften des Euroraums. Diese Einschätzun-
gen sind gegenüber früheren Prognosen nahezu unverän-
dert; das strukturell niedrige Wachstum in Italien ist u. a. 
durch die hohe Staatsverschuldung und geringe Produkti-
vitätszuwächse begründet. Spanien entwickelt sich dagegen 
erneut am dynamischsten und dürfte nach gegenüber Ap-
ril unveränderter Einschätzung des IWF 2026 bzw. 2027 um 
2,1 bzw. 1,8 Prozent wachsen, was nahezu deckungs gleich 
mit der für 2026 gegenüber März marginal ange hoben Er-
wartung der OECD ist, die von 2,2 Prozent und 1,7 Prozent 
ausgeht. Für den Euroraum insgesamt ergeben sich Auf-
wärtsrisiken aus einer rascheren Erholung des Welthandels 
und sinkenden Energiepreisen. Zu den größten Abwärts-
risiken zählen eine weitere Eskalation geopolitischer Kon-

flikte, anhaltend hohe Energiepreise sowie eine  schwächere 
globale Nachfrage.

Im Vereinigten Königreich dürfte sich die wirtschaftliche 
Erholung fortsetzen. Der private Konsum profitiert von 
steigenden Realeinkommen, während Investitionen und 
Produktivitätswachstum weiterhin hinter den historischen 
Durchschnittswerten zurückbleiben. Der IWF prognosti-
ziert für 2026 bzw. 2027 ein Wachstum von 1,0 bzw. 1,3 Pro-
zent, die OECD erwartet 0,9 bzw. 1,1 Prozent. Gegenüber 
den vorherigen Prognosen haben IWF und OECD ihre Er-
wartungen für 2026 leicht angehoben; für 2027 hat der IWF 
seine Prognose bestätigt, während die OECD sie geringfügig 
nach unten angepasst hat. Während sinkende Inflations-
raten und eine allmähliche Lockerung der Geldpolitik die 
Binnennachfrage stützen, belasten hohe Finanzierungs-
kosten und die schwache Produktivitätsentwicklung das 
Wachstum. Chancen werden in einer stärkeren Investitions-
tätigkeit und einer Belebung des Außenhandels gesehen. 
Zu den größten Risiken zählen ein erneuter Anstieg der 
Inflation infolge höherer Energiepreise sowie eine schwä-
chere internationale Konjunktur.

In Russland dürfte sich das vergleichsweise kräftige Wachs-
tum der Vorjahre deutlich abschwächen. Der IWF erwartet 
für 2026 und 2027 jeweils Wachstumsraten von 1,1 Prozent, 
während die Weltbank von 0,8 Prozent und 0,7 Prozent aus-
geht. Beide Institutionen sehen eine nachlassende Wachs-
tumsdynamik infolge einer restriktiven Geldpolitik, gerin-
gerer fiskalischer Impulse und einer schwächeren 
Binnennachfrage. Höhere Energiepreise wirken zwar sta-
bilisierend auf die Exporterlöse, die mittelfristigen Wachs-
tumsperspektiven bleiben jedoch durch strukturelle Be-
lastungen und das geopolitische Umfeld begrenzt.

China bleibt ein wichtiger Pfeiler der Weltwirtschaft, be-
findet sich jedoch weiterhin in einem tiefgreifenden struk-
turellen Anpassungsprozess. Der IWF erwartet für 2026 ein 
Wachstum von 4,6 Prozent und für 2027 von 4,1 Prozent, 
die OECD prognostiziert 4,5 bzw. 4,3 Prozent. Die Weltbank 
rechnet dagegen mit 4,2 Prozent im Jahr 2026 und 4,3 Pro-
zent im Jahr 2027. Während IWF und OECD ihre Erwartun-
gen gegenüber den Frühjahrsprognosen leicht angehoben 
haben und von einer zunächst robusten Entwicklung aus-
gehen, hat die Weltbank ihre Prognose für 2026 etwas nach 
unten revidiert und erwartet eine stärkere Wachstumsdy-
namik erst im weiteren Verlauf des Prognose zeitraums. 
Sowohl OECD als auch Weltbank sehen trotz der robusten 
Industrieproduktion und technologieintensiver Exporte 
weiterhin erhebliche Belastungen durch die schwache Bin-
nennachfrage, die anhaltenden Probleme im Immobilien-
sektor sowie die hohe Verschuldung vieler Lokal-
regierungen. Aufwärtsrisiken ergeben sich aus 
einer stärkeren Erholung des privaten Konsums 
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und einer anhaltend hohen Auslandsnachfrage nach Hoch-
technologieprodukten. Abwärtsrisiken bleiben die Krise des 
Immobiliensektors, zunehmende handelspolitische Span-
nungen, die auch durch die schwache Währung verschärft 
werden könnten, sowie die fortschreitende Fragmentierung 
der Weltwirtschaft.

Japan dürfte seinen moderaten Erholungskurs fortsetzen. 
Der IWF erwartet für 2026 bzw. 2027 ein Wachstum von 
0,6  bzw. 0,7 Prozent, die OECD prognostiziert 0,6 und 
0,8 Prozent, die Weltbank 0,7 bzw. 0,9 Prozent. Gegenüber 
den vorherigen Prognosen haben Weltbank und IWF die 
Erwartungen für 2026 geringfügig reduziert und für 2027 
geringfügig erhöht, die OECD hingegen hat für beide Jahre 
Abwärtskorrekturen vorgenommen. Gestützt wird die Kon-
junktur durch steigende Löhne und eine robuste Investi-
tionstätigkeit, während die alternde Bevölkerung und die 
schwächere Weltkonjunktur belastend wirken. Die inter-
nationale Nachfrage nach Elektronik- und Hochtechnolo-
gieprodukten bietet zusätzliches Wachstumspotenzial. Zu 
den größten Risiken zählen steigende Energiepreise sowie 
eine Abschwächung des Welthandels. Zudem steht der Yen 
weiterhin unter Abwertungsdruck. Die jüngste gemeinsame 
Devisenmarktintervention Japans und der USA ist in den 
Projektionen noch nicht berücksichtigt.

Die übrigen Volkswirtschaften Asiens bleiben auch 2026 die 
dynamischste Wachstumsregion der Welt. Zahlreiche 
ASEAN-Staaten profitieren von einer robusten Binnennach-
frage, anhaltend hohen Investitionen sowie der fortschrei-
tenden Diversifizierung globaler Lieferketten. Für Indien 
erwartet der IWF 2026 bzw. 2027 Wachstumsraten von 
6,4 bzw. 6,7 Prozent, die OECD von 6,3 bzw. 6,4 Prozent. Die 
Weltbank geht von 6,6 und 7,2 Prozent aus. Gegenüber den 
vorangegangenen Prognosen wurden die Erwartungen 
weitgehend bestätigt, im Falle der Weltbank (für 2027 deut-
lich) angehoben. Die Weltbank hebt hervor, dass die Region 
von einer stärkeren Exportentwicklung, verbesserten Zu-
gangsmöglichkeiten zu wichtigen Handelspartnern und 
einer zunehmenden Integration in  internationale Wert-
schöpfungsketten profitierte. Aufwärtsrisiken ergeben sich 
aus einer anhaltend hohen Investitionstätigkeit sowie einer 
weiteren Verlagerung globaler Produktionskapazitäten nach 
Asien. Abwärtsrisiken bestehen insbesondere in einer 
schwächeren Nachfrage aus den Industrieländern, einer 
Verschärfung handelspolitischer Spannungen sowie erneu-
ten Beeinträchtigungen internationaler Lieferketten.

In Lateinamerika bleibt die wirtschaftliche Entwicklung 
insgesamt verhalten, wenngleich sie sich in den großen 
Volkswirtschaften zunehmend unterscheidet. Brasilien 
profitiert von einer robusten Agrarproduktion und einer 
stabilen Binnennachfrage. Der IWF erwartet für 2026 bzw. 
2027 ein Wachstum von 2,4 bzw. 2,2 Prozent, die OECD von 
1,6 bzw. 2,1 Prozent, die Weltbank geht von 1,9 und 2,0 Pro-

zent aus. Für IWF und OECD bedeutet dies im Wesentlichen 
Anhebungen, für die Weltbank (leichte) Absenkungen der 
zuletzt artikulierten Erwartungen. Mexiko dürfte weiterhin 
von der engen wirtschaftlichen Verflechtung mit den Ver-
einigten Staaten sowie der Verlagerung von Lieferketten 
nach Nordamerika (Nearshoring) profitieren. Diese  Impulse 
werden jedoch durch das eingetrübte außenwirtschaftliche 
Umfeld weitgehend kompensiert, sodass gegenüber frühe-
ren Prognosen Abwärtsrevisionen überwiegen: Der IWF 
erwartet aktuell für 2026 bzw. 2027 ein Wachstum von 
1,2 bzw. 1,9 Prozent, die OECD von 0,8 bzw. 1,8 Prozent, die 
Weltbank von 1,3 und 1,7 Prozent. Argentiniens Wirtschaft 
befindet sich nach den umfassenden wirtschaftspolitischen 
Reformen in einer Phase der Stabilisierung. Der IWF er-
wartet für 2026 bzw. 2027 ein Wachstum von 3,5 bzw. 
4,0 Prozent, die OECD von 2,8 bzw. 3,5 Prozent, die Weltbank 
von 3,6 und 3,7 Prozent, wobei nur die Weltbank ihre vor-
herige Prognose (nach unten) revidiert hat. Für die Region 
insgesamt ergeben sich Aufwärtsrisiken aus einer stärkeren 
Rohstoffnachfrage und einer günstigeren Weltkonjunktur. 
Zu den wichtigsten Abwärtsrisiken zählen sinkende Roh-
stoffpreise, eine Abschwächung der US-Wirtschaft sowie 
anhaltende finanzielle und fiskalische Verwundbarkeiten 
in einzelnen Volkswirtschaften der Region.

Die Wachstumsperspektiven im Nahen Osten bleiben stark 
von geopolitischen Spannungen sowie der Entwicklung der 
Energie- und Rohstoffmärkte geprägt. Saudi-Arabien  musste 
deutliche Einbußen beim Ölexport hinnehmen, dürfte je-
doch von umfangreichen Investitionsprogrammen im Rah-
men des Vision-2030-Programms profitieren. Der IWF er-
wartet für 2026 bzw. 2027 Wachstumsraten von 1,7 bzw. 
5,5 Prozent, die OECD von 3,2 bzw. 4,3 Prozent, die Weltbank 
geht von 3,1 und 4,9 Prozent aus. Gegenüber den vorher-
gehenden Projektionen impliziert dies Absenkungen für 
dieses und Anhebungen für nächstes Jahr. Den Vereinigten 
Arabischen Emiraten prognostiziert die Weltbank ein 
Wachstum von 2,4 Prozent im Jahr 2026 und 4,1 Prozent 
im Jahr 2027. Wachstumstreiber bleiben vor allem Dienst-
leistungen, Tourismus, Finanzwirtschaft und andere Nicht-
Öl-Sektoren, wodurch sich die wirtschaftliche Diversifizie-
rung weiter fortsetzt.

Für die Region Subsahara-Afrika erwarten die internatio-
nalen Organisationen eine weiterhin positive, jedoch 
 regional sehr unterschiedlich ausgeprägte Entwicklung. 
Während einige rohstoffexportierende Volkswirtschaften 
von einer stabileren Weltkonjunktur profitieren könnten, 
bleiben hohe Staatsverschuldung, begrenzte finanzpoliti-
sche Spielräume, bewaffnete Konflikte sowie klimabeding-
te Risiken wesentliche Belastungsfaktoren. Nigeria dürfte 
nach Einschätzung des IWF 2026 bzw. 2027 um 4,1 bzw. 
4,3 Prozent wachsen, sehr ähnlich erwartet die 
Weltbank 4,1 und 4,2 Prozent. Höhere Öleinnah-
men und Reformen des Wechselkursregimes 
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wirken stützend, während Inflation und strukturelle De-
fizite die Dynamik begrenzen. Südafrika bleibt dagegen das 
Schlusslicht unter den großen Volkswirtschaften der Re-
gion. Der IWF erwartet Wachstumsraten von 1,1 Prozent in 
2026 und 1,3 Prozent in 2027, die Weltbank erwartet 1,0 bzw. 
1,5 Prozent. Belastend wirken vor allem die schwache In-
vestitionstätigkeit, strukturelle Engpässe bei der Energie-
versorgung sowie geringe Produktivitätszuwächse. Auf-
wärtsrisiken für die Region bestehen in einer Entspannung 

der geopolitischen Lage und sinkenden Energiepreisen. Zu 
den größten Abwärtsrisiken zählen eine Ausweitung regio-
naler  Kon flikte, eine hohe Staatsverschuldung sowie klima-
bedingte Ernteausfälle.

Die jüngsten Prognosen und Revisionen sind in Tabelle 1 
zusammengefasst.

TABELLE 1: ÜBERSICHT ÜBER WACHSTUMSPROGNOSEN UND DEREN REVISION

IST
(IWF)

IWF-Projektion
(Juli 2026)

Veränderung der IWF-
Projektion (ggü. April)

OECD-Prognose 
(Juni 2026)

Veränderung                
(ggü. März)

Weltbank-Prognose 
(Juni 2026)

Veränderung                
(ggü. Januar)

2025 2026 2027 2026 2027 2026 2027 2026 2027 2026 2027 2026 2027
Welt 3,5 3,0 3,4 -0,1 0,2 2,8 3,1 -0,1 0,1 2,5 2,8 -0,1 -0,1

Industrieländer 1,9 1,7 1,8 -0,1 0,1 1,5 1,8 -0,1 0,2

USA 2,1 2,3 2,2 0,0 0,1 2,0 1,8 0,0 0,1 2,2 2,1 0,0 0,2

Eurozone 1,4 0,9 1,2 -0,2 0,0 0,8 1,2 0,0 0,0 0,8 1,3 -0,1 0,1

Deutschland 0,2 0,7 1,0 -0,1 -0,2 0,7 1,1 -0,1 -0,4

 
Frankreich 0,9 0,6 0,9 -0,3 0,0 0,7 0,8 -0,1 -0,2

Italien 0,5 0,5 0,5 0,0 0,0 0,5 0,6 0,1 0,0

Spanien 2,8 2,1 1,8 0,0 0,0 2,2 1,7 0,1 0,0

Japan 1,1 0,6 0,7 -0,1 0,1 0,6 0,8 -0,3 -0,1 0,7 0,9 -0,1 0,1

Großbritannien 1,4 1,0 1,3 0,2 0,0 0,9 1,1 0,2 -0,2
 

Kanada 1,9 1,1 1,7 -0,4 -0,2 1,2 1,7 0,0 0,0

Schwellen- und  
Entwicklungsländer*

4,5 3,8 4,5 -0,1 0,3 3,6 4,2 -0,4 0,1

China 5,0 4,6 4,1 0,2 0,1 4,5 4,3 0,1 0,0 4,2 4,3 -0,2 0,1

Indien** 7,7 6,4 6,7 -0,1 0,2 6,3 6,4 0,2 0,0 6,6 7,2 0,1 0,6

Russland 1,0 1,1 1,1 0,0 0,0 0,8 0,7 0,0 -0,3

Saudi-Arabien 4,6 1,7 5,5 -1,4 1,0 3,2 4,3 -0,8 1,0 3,1 4,9 -1,2 0,5

VAE 5,8 2,4 4,1 -2,6 -1,0

Brasilien 2,3 2,4 2,2 0,5 0,2 1,6 2,1 0,1 0,0 1,9 2,0 -0,1 -0,3

Mexiko 0,5 1,2 1,9 -0,4 -0,3 0,8 1,8 -0,5 0,1 1,3 1,7 0,0 -0,1

Argentinien 4,4 3,5 4,0 0,0 0,0 2,8 3,5 0,0 0,0 3,6 3,7 -0,4 -0,3

Südafrika 1,1 1,1 1,3 0,1 0,0 1,2 1,6 0,0 -0,1 1,0 1,5 -0,4 0,0
Nigeria 4,0 4,1 4,3 0,0 0,0 4,1 4,2 -0,3 -0,2

Lateinamerika und Karibik* 2,4 2,4 2,7 0,1 0,0 2,2 2,5 -0,1 -0,1

Subsahara-Afrika* 4,5 4,3 4,5 0,0 0,1 4,0 4,4 -0,3 -0,1

Quellen: IWF (World Economic Outlook, Juli 2025), Weltbank (Global Economic Prospects, Juni 2025), OECD (Economic Outlook, Juni 2025)

* wegen unterschiedlicher Aggregationsmethoden sind die Zahlen für Ländergruppen nicht vergleichbar; IWF und OECD aggregieren kaufkraft­
gewichtet, die Weltbank aggregiert wechselkursgewichtet. 

** Zahlen für Indien beziehen sich auf Fiskaljahre (1. April–31. März).
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Konjunkturtermine

OKTOBER 2026

06.10.2026 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im August 2026

07.10.2026 Produktion im Produzierenden Gewerbe im August 2026

07.10.2026 Herbstprojektion der Bundesregierung

07.10.2026 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Oktober 2026“

NOVEMBER 2026

05.11.2026 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im September 2026

06.11.2026 Produktion im Produzierenden Gewerbe im September 2026

13.11.2026 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im November 2026“

SEPTEMBER 2026

04.09.2026 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Juli 2026

07.09.2026 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Juli 2026

14.09.2026 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im September 2026“

24.09.2026 Gemeinschaftsdiagnose – Herbstgutachten 2026
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